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Festsetzung und Entrichtung der Grundsteuer für das Kalenderjahr 2017 
 
Die Grundsteuer kann für diejenigen Steuerschuldner, für die die gleiche Steuer wie im Vorjahr anfällt, anstatt durch individuellen 
Bescheid auch durch öffentliche Bekanntmachung festgesetzt werden (§ 27 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes). 
Vorbehaltlich der Erteilung eines schriftlichen Grundsteuermessbescheides oder Grundsteuerbescheides 2017 wird hiermit gemäß 
§ 27 Abs. 3 des Grundsteuergesetzes die Grundsteuer für das Kalenderjahr 2017 in gleicher Höhe wie im Vorjahr festgesetzt.  
Dies bedeutet, dass diejenigen Steuerschuldner, die keinen Grundsteuerbescheid 2017 erhalten, im Kalenderjahr 2017 die gleiche 
Grundsteuer wie im Kalenderjahr 2016 zu entrichten haben. Für diese treten mit dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung die 
gleichen Rechtswirkungen ein, wie wenn ihnen an diesem Tag ein schriftlicher Steuerbescheid für das Jahr 2017 zugegangen wäre.  
Die Grundsteuer wird - vorbehaltlich einer anderen Regelung - zu je einem Viertel ihres Jahresbetrages am 15. Februar, 15. Mai, 
15. August und 15. November 2017 fällig. Jahreszahler haben den Gesamtbetrag der Steuer am 1. Juli zu entrichten. 
Die Grundsteuerbescheide und die Begründung hierzu können bei der Stadt Augsburg, Kämmerei- und Steueramt, Rathaus- 
platz 2 a (Rathausanbau), 86150 Augsburg, eingesehen werden. Diese öffentliche Grundsteuerfestsetzung gilt 2 Wochen nach dem 
Tag der Veröffentlichung als bekannt gegeben.  
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
Gegen diese Festsetzung kann innerhalb eines Monats nach ihrer Bekanntgabe entweder Widerspruch eingelegt (siehe 1.) oder 
unmittelbar Klage erhoben (siehe 2.) werden. 
 
1. Wenn Widerspruch eingelegt wird: 
Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift bei der Stadt Augsburg, Kämmerei- und Steueramt, Rathausplatz 2 a, einzu-
legen. Der Widerspruch kann auch elektronisch mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz versehen 
unter der Adresse QES@augsburg.de eingelegt werden. Sollte über den Widerspruch ohne zureichenden Grund in angemessener 
Frist sachlich nicht entschieden werden, so kann Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in 86152 Augsburg, Kornhaus-
gasse 4, schriftlich oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage 
kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer 
Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Augsburg) und den Gegenstand 
des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Be-
weismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
2. Wenn unmittelbar Klage erhoben wird: 
Die Klage ist bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht in 86152 Augsburg, Kornhausgasse 4, schriftlich oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts zu erheben. Die Klage muss den Kläger, die Beklagte (Stadt Augsburg) und 
den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden 
Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der 
Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22.06.2007 (GVBl S. 390) 

wurde im Bereich des Kommunalabgabenrechts ein fakultatives Widerspruchsverfahren eingeführt, das eine Wahlmöglichkeit 
eröffnet zwischen Widerspruchseinlegung und unmittelbarer Klageerhebung. Für mehrere gemeinsame Adressaten eines Be-
scheids setzt die unmittelbare Klageerhebung die Zustimmung aller Betroffenen voraus. 

- Ein elektronisch eingelegter Widerspruch muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signaturgesetz ver-
sehen sein. Eine elektronische Widerspruchseinlegung ohne qualifizierte elektronische Signatur ist unzulässig. 

- Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtlichen Wirkungen! Nähere 
Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie bitte der Internetpräsens der Stadt Augsburg 
unter https://www.augsburg.de/elektronische-kommunikation/ bzw. der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit  
(www.vgh.bayern.de) 

- Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 grundsätzlich ein Gebührenvor-
schuss zu entrichten. 

 
 
Stadt Augsburg  
Kämmerei- und Steueramt  
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung einer Baugenehmigung 
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und 5 Bayerische Bauordnung (BayBO) 

 
Die Stadt Augsburg - Bauordnungsamt - hat am 20.12.2016 folgenden Baugenehmigungsbescheid erlassen: 
Aktenzeichen: 630-IA-2016-10-2 
Bauvorhaben: Errichtung eines Carports 
Baugrundstück:  Siedlung des Volkes 4 
Flur Nr.:  5382/146, Gemarkung: Haunstetten 
 
Das o.g. Bauvorhaben wird nach Maßgabe dieses Bescheides und der beiliegenden geprüften Bauvorlagen genehmigt. Die beige-
fügten Beiblätter sind Bestandteil dieses Bescheides. 
Gründe: 
Die Stadt Augsburg ist zur Entscheidung über den Bauantrag gemäß Art. 53 Abs. 1 Satz 2 BayBO und Art. 3 Abs. 1 BayVwVfG 
sachlich und örtlich zuständig. 
Das o.g. Bauvorhaben ist gemäß Art. 55 Abs. 1 BayBO genehmigungspflichtig. 
Die Genehmigung konnte nach Maßgabe der Prüfvermerke und der in den Beiblättern festgesetzten Nebenbestimmungen erteilt 
werden (Art. 68 BayBO). 
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Hinweis: 
Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Nachbarn konnte die Zustellung der Baugenehmigung durch diese öffentliche Bekanntma-
chung ersetzt werden. Die Zustellung gilt mit dem Tage dieser Bekanntmachung gemäß Art. 66 Abs. 2 BayBO als bewirkt. 
Die Baugenehmigung einschließlich der genehmigten Planunterlagen kann im Bauordnungsamt, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg 
in Zimmer 243 (II. Stock) während der üblichen Parteiverkehrszeiten eingesehen werden. Es wird jedoch empfohlen, mit dem 
Sachbearbeiter, Herr Schmitz, unter der Rufnummer 324-4625 hierfür einen Termin zu vereinbaren. 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in Augsburg, Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg, Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten (Beklagter, z.B. Stadt Augsburg) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden.  
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl S. 

390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baugenehmigungsverfahrens abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.  

• Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulässig.  
• [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 1. Juli 2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.  
 
 
Stadt Augsburg -Referat 6- 
Bauordnungsamt 
 
 
 

Öffentliche Bekanntmachung eines Vorbescheides 
gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und 5 Bayerische Bauordnung (BayBO) 

 
Die Stadt Augsburg - Bauordnungsamt - hat am 22.12.2016 folgenden Vorbescheid erlassen: 
Aktenzeichen: 630-BV-2016-9-2 
Bauvorhaben: Neubau eines Wohnhauses mit 3 Wohneinheiten 
Baugrundstück:  Morellstr. 20 
Flur Nr.:  5097, Gemarkung: Augsburg 
 
1. Der Bauvorbescheid wird nach Maßgabe dieses Bescheides erteilt. 
2. Dieser Vorbescheid gilt drei Jahre. 
Gründe: 
Die Stadt Augsburg ist zur Entscheidung über die Bauvoranfrage gemäß Art. 53 Abs. 1 BayBO und Art. 3 Abs. 1 BayVwVfG sachlich 
und örtlich zuständig. 
Das o.g. Bauvorhaben ist gemäß Art. 55 Abs. 1 BayBO genehmigungspflichtig. 
Der Vorbescheid konnte nach Maßgabe dieses Bescheides erteilt werden (Art. 71 BayBO). 
Hinweis: 
Der Vorbescheid bezieht sich nur auf die im Antrag gestellten Fragen. Im übrigen bleibt eine Beurteilung dem endgültigen Bauantrag 
vorbehalten. 
Aufgrund der Vielzahl der betroffenen Nachbarn konnte die Zustellung des Vorbescheides durch diese öffentliche Bekanntmachung 
ersetzt werden. Die Zustellung gilt mit dem Tage dieser Bekanntmachung gemäß Art. 66 Abs. 2 BayBO als bewirkt. 
Der Vorbescheid einschließlich der Planunterlagen kann im Bauordnungsamt, Rathausplatz 1, 86150 Augsburg in Zimmer 247 (II. 
Stock) während der üblichen Parteiverkehrszeiten eingesehen werden. Es wird jedoch empfohlen, mit dem Sachbearbeiter, Herr 
Weber, unter der Rufnummer 324-4615 hierfür einen Termin zu vereinbaren. 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann binnen eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei dem Bayerischen Verwaltungsgericht 
in Augsburg, Postfachanschrift: Postfach 112343, 86048 Augsburg, Hausanschrift: Kornhausgasse 4, 86152 Augsburg, schriftlich 
oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. Die Klage muss den Kläger, den 
Beklagten (Beklagter, z.B. Stadt Augsburg) und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten An-
trag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll in 
Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Abschriften für die übrigen Beteiligten beige-
fügt werden.  
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
• Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung vom 22. Juni 2007 (GVBl S. 

390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich des Baugenehmigungsverfahrens abgeschafft. Es besteht keine 
Möglichkeit, gegen diesen Bescheid Widerspruch einzulegen.  

• Die Klageerhebung in elektronischer Form ist unzulässig.  
• [Sofern kein Fall des § 188 VwGO:] Kraft Bundesrechts ist in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten seit 1. Juli 2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten.  
 
 
Stadt Augsburg -Referat 6- 
Bauordnungsamt 
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Offenes Verfahren nach SektVO 
 

Ausschreibende Stelle: 
Stadtwerke Augsburg Verkehrs-GmbH 
vertreten durch 
Stadtwerke Augsburg Holding GmbH 
Einkauf Bau GS-E-B 
Hoher Weg 1, 86152 Augsburg 
Telefon: 0821/6500-5294, Telefax: 0821/6500-14290 
E-Mail: einkauf.infrastruktur@sw-augsburg.de 
 
Baumaßnahme: 
Lieferleistung Gleiskreuzung für die Linie 2 Süd / Localbahn 
 
Schlusstermin für Eingang der Angebote:  31.01.2017 – 10:00 Uhr 
 
Die näheren Einzelheiten der Veröffentlichung sind dem Amtsblatt der Europäischen Union (www.simap.europa.eu) zu entnehmen. 
 
 
Stadtwerke Augsburg Holding GmbH  
 
 
 

Geschäftsordnung der städtischen Kollegien (GeschO) 
 
in der Fassung der Beschlussfassung des Stadtrates vom 24.11.2016 (BSV/16/00846) 
 
Inhalt 
 
A) Die Organe der Stadt und ihre Aufgaben 
I. Der Stadtrat 
§ 1 Zuständigkeit im Allgemeinen 
§ 2 Zuständigkeit kraft Gesetzes 
§ 3 Zuständigkeit auf Grund Satzung oder Dienstordnung 
§ 4 Zuständigkeit für sonstige Angelegenheiten 
§ 5 Ehrenamtliche Stadtratsmitglieder (Rechte und Pflichten) 
§ 5a Weitergehende Informationsrechte, Akteneinsichtsrecht 
§ 6 Berufsmäßige Stadtratsmitglieder 
§ 7 Fraktionen und Ausschussgemeinschaften 
 
II.  Die Ausschüsse 
§ 8 Allgemeines 
§ 9 Bezeichnung, Aufgabenbereich und Mitgliederzahl der Ausschüsse 
§ 9a Ferienausschuss, Ferienzeit 
 
III.  Der/die Oberbürgermeister/in 
§ 10 Aufgaben als Vorsitzende/r des Stadtrates (Vorbereitung der Sitzungen, Vollzug der Beschlüsse) 
§ 11 Aufgaben als Leiter/in der Stadtverwaltung 
§ 12 Aufgaben in eigener Zuständigkeit 
§ 13 Vom Stadtrat übertragene Aufgaben 
§ 14 Vertretung der Stadt nach außen; Verpflichtungsgeschäfte 
§ 15 Abhaltung von Bürgerversammlungen 
§ 16 Stellvertretung des/der Oberbürgermeisters/in 
 
IV.  Ältestenrat und Kommissionen 
§ 17 Ältestenrat 
§ 18 Kommissionen 
 
V. Berichterstatter/innen, Mitberichterstatter/innen und Pfleger/innen 
§ 19 Berichterstatter/innen und Mitberichterstatter/innen 
§ 20 Pfleger/innen  
 
B) Der Geschäftsgang 
I. Vorbereitung der Sitzungen 
§ 21 Einberufung und Ladung 
§ 22 Vorläufige Tagesordnung  
§ 23 Sitzungsvorlagen 
§ 24 Öffentlichkeit oder Nichtöffentlichkeit der Sitzungen  
§ 25 Sitzungstage 
§ 26 Zuhörer, Presse 
 
II. Beratung 
§ 27 Sitzungsleitung und endgültige Tagesordnung 
§ 28 Vortrag 
§ 29 Vortragsart 
§ 30 Beratungen (Worterteilung, Dritte, Redezeit), Geschäftsordnungsanträge 
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§ 31 Erklärungen 
§ 32 Teilnahme der Personalvertretung und des Rechnungsprüfungsamtes 
 
III. Sachanträge 
§ 33 Behandlung 
§ 34 Reihenfolge bei der Abstimmung 
 
IV. Anträge zur Geschäftsordnung 
§ 35 Vertagung eines Tagesordnungspunkts 
§ 36 Verweisung an einen Ausschuss 
§ 37 Schluss der Beratung 
§ 38 Schluss der Rednerliste 
§ 39 Handhabung der Geschäftsordnung 
§ 40 Reihenfolge der Behandlung 
 
V. Beschlussfassung 
§ 41 Beschlussfähigkeit 
§ 42 Allgemeine Abstimmungsgrundsätze 
§ 43 Durchführung der Abstimmung 
§ 44 Wahlen 
 
VI. Abschlusshandlungen 
§ 45 Anfragen und Informationen nach Abschluss der Tagesordnung 
§ 46 Beendigung der Sitzung 
 
VII. Ordnungsbestimmungen 
§ 47 Sitzordnung im Stadtrat 
§ 48 Handhabung der Ordnung (Nutzung elektronischer Medien, Ton- und Bildaufnahmen) 
 
VIII. Sitzungsniederschrift 
§ 49 Führung und Inhalt 
§ 49a  Einsichtnahme und Abschriftenerteilung 
 
IX. Definitionen und Sonderbestimmungen 
§ 50 Bewirtschaftungsmaßnahmen 
§ 51 Anwendung der Betriebssatzungen der Eigenbetriebe und der Dienstordnung der Hessing Stiftung 
§ 51a Rechnungsprüfungsausschuss 
§ 52 Bekanntmachungen 
 
X. Schlussbestimmung 
§ 53 In-Kraft-Treten 
 
 
Anhang 
Anlage 1: Organisationsschema für die Stadt Augsburg 
Anlage 2: Ämter, Betriebe und sonstige Einrichtungen, für deren Geschäftsbereich Pfleger zu bestellen sind 
 
Der Stadtrat der Stadt Augsburg gibt sich auf Grund des Art. 45 Abs. 1 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796, FN BayRS 2020-1-1-1), zuletzt geändert durch Art. 9a Abs. 2 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 2015 (GVBl. S. 458), folgende Geschäftsordnung: 
 
A) Die Organe der Stadt und ihre Aufgaben 
I.  Der Stadtrat 
§ 1 Zuständigkeit im Allgemeinen 
Der Stadtrat beschließt über alle ihm durch Gesetz, Satzung oder durch diese Geschäftsordnung (GeschO) zugewiesenen 
Angelegenheiten des eigenen und des übertragenen  
Wirkungskreises, soweit sie nicht Ausschüssen gemäß § 9 GeschO übertragen sind oder der/die Oberbürgermeister/in gemäß Art. 
37 GO, §§ 10 bis 15 GeschO zuständig ist.  
 
§ 2 Zuständigkeit kraft Gesetzes 
Dem Stadtrat sind durch Gesetz insbesondere folgende Angelegenheiten zugewiesen: 
1. Erlass einer Satzung über die Rechtsstellung weiterer berufsmäßiger Bürgermeister/innen (Art. 35 Abs. 1 Satz 2 GO), 
2. Wahl weiterer Bürgermeister/innen und berufsmäßiger Stadtratsmitglieder (Art. 35 Abs. 1 Satz 1, Art. 40 Satz 1 GO), 
3. Bildung, Zusammensetzung und Auflösung der Ausschüsse sowie Festlegung ihrer Aufgabenbereiche (Art. 32, Art. 33  Abs. 

1 GO, Art. 19 AGSG), 
4. Nachprüfung von Beschlüssen beschließender Ausschüsse auf Antrag (Art. 32 Abs. 3 GO), 
5. Bestimmung der weiteren Stellvertreter/innen des/der Oberbürgermeisters/in (Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO) sowie ehrenamtlicher 

Stadtratsmitglieder als stellvertretende Ausschussvorsitzende gem. Art. 33 Abs. 2 GO, 
6. Erlass und Änderung der Geschäftsordnung (Art. 45 Abs. 1 GO),  
7. Beschlussfassung über die allgemeine Regelung der Bezüge der städtischen Bediensteten und über beamten-, besoldungs-

, versorgungs- und disziplinarrechtliche Angelegenheiten der Bürgermeister/innen und der berufsmäßigen Stadtratsmitglieder 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen (Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 GO), 

8. Erlass einer Satzung über die Festsetzung der Entschädigung für ehrenamtlich tätige Bürger der Stadt Augsburg (Art. 20a 
GO), 

9. Verteilung der Geschäfte unter die Stadtratsmitglieder (Art. 46 Abs. 1 Satz 2 GO), 
10. Wahlen (Art. 51 Abs. 3 und 4 GO), 
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11. Erlass der Haushalts- und Nachtragshaushaltssatzungen (Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 4, Art. 63, Art. 65, Art. 68 GO), 
12. Beschlussfassung über den Finanzplan und das Investitionsprogramm (Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5, Art. 70 GO), 
13. Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse der Eigenbetriebe sowie die Beschlussfassung über die 

Entlastung (Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 6, Art. 102 Abs. 3 und 4 GO), 
14. Angelegenheiten, zu deren Erledigung die Stadt der Genehmigung bedarf (Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 GO), soweit nicht 

Befugnisse i.S.v. Art. 43 Abs. 1 Satz 1 GO einem beschließenden Ausschuss nach Art. 43 Abs. 1 Satz 2 GO übertragen 
worden sind, 

15. Erlass, Änderung und Aufhebung von Satzungen und Verordnungen (Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 GO; vgl. auch § 4 Nr. 4 
GeschO), 

16. Folgende Entscheidungen über städtische Unternehmen i.S.v. Art. 96 GO (Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 GO), soweit die 
jeweiligen Gesellschaftsverträge oder Unternehmenssatzungen nichts anderes vorsehen: 
- die Errichtung, Übernahme und wesentliche Erweiterung oder Einschränkung sowie  
- die Änderung der Rechtsform oder der Aufgaben städtischer Unternehmen, 
- die unmittelbare oder mittelbare Beteiligung der Stadt an Unternehmen, 
- die gänzliche oder teilweise Veräußerung städtischer Unternehmen oder Beteiligungen, 
- die Auflösung von Unternehmen, 

17. Angelegenheiten der Eigenbetriebe nach Art. 88 GO, soweit sie nicht dem jeweiligen Werkausschuss (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 
GeschO) oder der jeweiligen Werkleitung obliegen (Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 8 GO), 

18. Bestellung und Abberufung des/der Leiters/in, seines/r Stellvertreters/in und der Prüfer/innen des Rechnungsprüfungsamts 
(Art. 32 Abs. 2 Satz 2 Nr. 9 i.V.m. Art. 104 Abs. 3 Satz 1 GO), 

19. Entscheidungen über die Behandlung von Empfehlungen der Bürgerversammlungen (Art. 18 Abs. 4 GO), die Durchführung 
von Bürgerentscheiden (Art. 18 a Abs. 2 GO) sowie die Zulässigkeit von Bürgerbegehren (Art. 18 a Abs. 8 GO), 

20. Genehmigung von Ausnahmen von der Ablieferungspflicht bei Nebentätigkeiten (§ 11 Abs. 1 Nr. 11 BayNV). 
 
§ 3  Zuständigkeit auf Grund Satzung oder Dienstordnung 
(1) Dem Stadtrat sind durch Satzung insbesondere die in 
1.  § 4 der Betriebssatzung für die Abwasserbeseitigung der Stadt Augsburg vom 21.11.2001 (Amtsblatt der Stadt Augsburg, S. 

300), 
2. § 5 der Betriebssatzung für das Theater Augsburg vom 08.12.1998 (Amtsblatt der Stadt Augsburg, S. 234), 
3. § 4 der Betriebssatzung für den Abfallwirtschafts- und Stadtreinigungsbetrieb der Stadt Augsburg vom 29.05.2000 (Amtsblatt 

der Stadt Augsburg, S. 104), 
4. § 4 der Betriebssatzung für die Altenhilfe Augsburg der Stadt Augsburg vom 24.11.2005 (Amtsblatt der Stadt Augsburg, S. 

238) 
bezeichneten Angelegenheiten vorbehalten. 
(2) Dem Stadtrat sind die in § 1 Abs. 2 der Dienstordnung der Hessing Stiftung vom 01.08.1998 bezeichneten Angelegenheiten 

vorbehalten. 
 
§ 4 Zuständigkeit für sonstige Angelegenheiten 
Der Stadtrat ist für die Beschlussfassung hinsichtlich folgender Angelegenheiten zuständig: 
1a)  Bewilligung nichtplanmäßiger, echter Ausgabemittel und Verpflichtungsermächtigungen über € 1.000.000,– und nicht tarifierte 

Bewirtschaftungsmaßnahmen mit solchen Beträgen; unberührt bleibt die Möglichkeit, bei freiwilligen Zuschüssen die Höhe, 
den Leistungsempfänger und den Verwendungszweck auch unterhalb dieses Betrages im Haushalt verbindlich festzulegen. 

1b)  Bei Bauvorhaben für die Genehmigung des Bedarfs mit Projekt-und Vollzugsauftrag einschließlich der Erteilung der 
Bewirtschaftungsbefugnis an die Verwaltung bei Projekten von über € 2.000.000,--. 

2.  Nicht tarifierte Niederschlagung und Erlass städtischer Forderungen sowie Gewährung von freiwilligen Leistungen 
(Zuweisungen und Zuschüsse) über € 1.000.000,–. 

3. Folgende Personalangelegenheiten: 
a) bei Beamten/innen:  

der Besoldungsordnung B diese zu ernennen, zu befördern, abzuordnen oder zu versetzen, an eine Einrichtung 
zuzuweisen, in den Ruhestand zu versetzen oder zu entlassen sowie als Disziplinarbehörde bei Beamten/innen der 
Besoldungsordnung B ein Disziplinarverfahren einzuleiten bzw. einzustellen, eine Disziplinarverfügung zu erlassen, eine 
Disziplinarklage zu erheben und vorläufige disziplinarische Maßnahmen anzuordnen,  

b) bei Beschäftigten: 
mit einer höheren Vergütung als der Entgeltgruppe 15 Ü TVöD (Sondervertrag/AT) diese einzustellen, einzugruppieren, 
höherzugruppieren, abzuordnen oder zu versetzen, einem Dritten zuzuweisen, mittels Personalgestellung zu 
beschäftigen und zu kündigen.  

c) Beförderungen und Höhergruppierungen, die mit der Übertragung der Funktion eines/r Amts-, Betriebs- oder eines/r 
Schulleiters/in in Zusammenhang stehen, 

4. Erlass sämtlicher Bebauungspläne und sonstiger Satzungen nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs sowie sämtlicher 
örtlicher Bauvorschriften im Sinne des Art. 81 BayBO, auch in den Fällen des Art. 81 Abs. 2 BayBO. 

5. Beteiligung an Zweck- und Planungsverbänden und, soweit hoheitliche Befugnisse übertragen werden, Abschluss von 
Zweckvereinbarungen 

6. Entsendung und Abberufung von Vertretern der Stadt bei Zweckverbänden sowie Gesellschaften, Unternehmen und 
sonstigen Organisationen 

7. Soweit es zulässig ist, Erlass von Weisungen und Empfehlungen an Stadtratsmitglieder und Dritte, die vom Stadtrat in 
Zweckverbände sowie Organe von Gesellschaften, Unternehmen und sonstigen Organisationen, denen die Stadt angehört, 
entsandt sind  

8. Bildung von Beiräten zur Wahrnehmung und Förderung der Belange besonderer Interessen 
9. Allgemeine Regelung der Benutzung öffentlicher städtischer und kommunal verwalteter (Stiftungs-)Einrichtungen 
10. Einleitung straf- und zivilrechtlicher Maßnahmen sowie Verhängung von Ordnungsmaßnahmen gegen Stadtratsmitglieder 
11. Erteilung besonderer Prüfungsaufträge an das Rechnungsprüfungsamt (vgl. Art. 104 Abs. 2 Satz 2 GO) und Bestellung 

des/der Abschlussprüfers/in neben der eigenen Zuständigkeit des Oberbürgermeisters (vgl. § 12 Abs. 1 Nr. 4 GeschO) 
12. Vereinbarung von Städtepartnerschaften 
13. Verleihung und Aberkennung des Ehrenbürgerrechts 
14. Verleihung des Friedenspreises 
15. Änderung der Stadtgrenzen 
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16. Straßenbenennungen 
17. Errichtung von öffentlichen Brunnen, Denkmälern und vergleichbaren Objekten im öffentlichen Raum. 
 
§ 5 Ehrenamtliche Stadtratsmitglieder 
(1) Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder üben ihre Tätigkeit im Rahmen der Gesetze nach ihrer freien, nur durch das öffentliche 

Wohl bestimmten Überzeugung aus und sind an Aufträge und Weisungen nicht gebunden. 
(2) 1Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder sind verpflichtet, an den Sitzungen und Abstimmungen der Kollegien, denen sie als 

Mitglieder angehören, teilzunehmen (vgl. Art. 48 Abs. 1 Satz 1 GO). 2 Sofern sie verhindert sind, haben sie dies dem/der 
Oberbürgermeister/in unter Angabe des Hinderungsgrunds rechtzeitig mitzuteilen; als Ausschussmitglieder haben sie für ihre 
Vertretung Sorge zu tragen. 3 Kann ein ehrenamtliches Stadtratsmitglied an einer Sitzung nur zeitweise teilnehmen, ist es 
verpflichtet, dies dem/der Vorsitzenden nach Möglichkeit vor Beginn der Sitzung mitzuteilen.  

(3) 1Ein Stadtratsmitglied kann an der Beratung und Abstimmung in einem Kollegium nicht teilnehmen, wenn der Beschluss ihm 
selbst, seinem/r Ehegatten/in, seinem/r Lebenspartner/in, einem/r Verwandten oder Verschwägerten bis zum dritten Grad 
oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder juristischen Person einen unmittelbaren Vorteil 
oder Nachteil bringen kann. 2Gleiches gilt, wenn ein Stadtratsmitglied in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten 
abgegeben hat (Art. 49 Abs. 1 GO). 3Ob die Voraussetzungen der Sätze 1 oder 2 vorliegen, entscheidet das Kollegium ohne 
Mitwirkung des/der persönlich Beteiligten (Art. 49 Abs. 3 GO). 4 Die Mitwirkung eines wegen persönlicher Beteiligung 
ausgeschlossenen Stadtratsmitglieds hat die Ungültigkeit des Beschlusses nur zur Folge, wenn sie für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war (Art. 49 Abs. 4 GO). 

(4) 1Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder haben die ihnen bei ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit bekannt gewordenen 
Angelegenheiten geheim zu halten, wenn die Verschwiegenheit durch Gesetz vorgeschrieben, durch den Stadtrat 
beschlossen oder nach der Natur der Sache, insbesondere in Personal- und Grundstücksangelegenheiten, erforderlich ist. 
2Sie dürfen die Kenntnis der nach Satz 1 geheim zu haltenden Angelegenheiten nicht unbefugt verwerten (Art. 20 Abs. 2 Satz 
2 GO). 3Diese Verpflichtungen bestehen auch nach Beendigung des Ehrenamts fort (Art. 20 Abs. 2 Satz 4 GO). 4Die 
Verschwiegenheitspflicht erstreckt sich insbesondere auf den Inhalt der Verhandlungen der nichtöffentlichen Sitzungen sowie 
auf den Inhalt von Sitzungsvorlagen, die ihrem Wesen nach der Geheimhaltung bedürfen. 5Dazu zählen insbesondere 
Rechnungsprüfungsberichte, da sie besondere Vertraulichkeit genießen. 6Art. 20 Abs. 3 GO (Genehmigungspflicht für 
Aussagen und Erklärungen) findet Anwendung. 

(5) Die Verantwortlichkeit der Stadtratsmitglieder im Fall pflichtwidrigen Verhaltens bestimmt sich ausschließlich nach den 
gesetzlichen Bestimmungen (vgl. Art. 20 Abs. 4, Art. 48 Abs. 2 und 3 GO). 

 
§ 5a  Weitergehende Informationsrechte, Akteneinsichtsrecht 
1Vorbehaltlich weitergehender Informationsrechte (z. B. nach dem Umweltinformationsgesetz) bedürfen die ehrenamtlichen 
Stadtratsmitglieder zur Akteneinsicht der Genehmigung des/der Oberbürgermeisters/in, der/die diese Befugnis auf den/die 
zuständige/n Referatsleiter/in delegieren kann. 2Dem Verlangen auf Akteneinsicht ist stattzugeben, wenn ein berechtigtes Interesse 
glaubhaft gemacht wird und Geheimhaltungs- und Datenschutzbestimmungen oder Rechte Dritter nicht entgegenstehen. 3Das 
Recht des Stadtrates, im Einzelfall ein Ratsmitglied mit der Akteneinsicht zu beauftragen, bleibt unberührt; Geheimhaltungs- und 
Datenschutzbestimmungen oder Rechte Dritter sind auch in diesem Fall zu beachten. 4Die Vorsitzenden der Stadtratsfraktionen 
oder deren Stellvertreter, die Mitglieder der Fachausschüsse für ihren Fachbereich sowie Antragsteller/innen i.S.v. § 33 GeschO 
haben dann das Recht, Akten einzusehen, sofern diese mit einem Beratungsgegenstand im Stadtrat, im Ausschuss oder mit einem 
Antragsanliegen in unmittelbarem Zusammenhang stehen. 5Akten, die mit einem Beratungsgegenstand im 
Rechnungsprüfungsausschuss in unmittelbarem Zusammenhang stehen, dürfen nur von dessen Mitgliedern eingesehen werden. 
Darüber hinaus haben Antragsteller/innen i.S.v. § 33 GeschO glaubhaft zu machen, dass das Verlangen auf Akteneinsicht für eine 
eigene Antragstellung zwingend notwendig ist; Geheimhaltungs- und Datenschutzbestimmungen oder Rechte Dritter sind auch in 
diesem Fall zu beachten. 6In Zweifelsfällen ist die Entscheidung des/der Oberbürgermeisters/in einzuholen, der/die dieses Recht 
auf den/die zuständige/n Referatsleiter/in delegieren kann. 7Soweit ein Fall persönlicher Beteiligung (Art. 49 GO) vorliegt, ist eine 
Akteneinsicht ausgeschlossen. 8Akteneinsichtsberechtigte fordern die städtischen Akten, die sie in Wahrnehmung ihres Amtes 
einsehen wollen, bei dem/der für die einschlägige Angelegenheit zuständigen Dienststellenleiter/in (Amt, Betrieb, Referat) an. 9Die 
Akteneinsicht wird, wenn nicht der/die Oberbürgermeister/in anderes verfügt, in den Diensträumen der betreffenden Dienststelle 
während der Dienstzeiten wahrgenommen. 10Die betreffende Dienststelle hat die Akteneinsicht zu dokumentieren. 11Der/die 
Berechtigte bestätigt sie in den Akten unter Angabe des Tages durch seine Unterschrift. 
 
§ 6 Berufsmäßige Stadtratsmitglieder 
(1)  1Für die Leitung der Referate werden vom Stadtrat auf die Dauer von höchstens sechs Jahren berufsmäßige 

Stadtratsmitglieder gewählt; Wiederwahl ist zulässig (Art. 40 Satz 1, Art. 41 Abs. 1 GO). 2Die Aufgabengebiete sowie die Zahl 
der berufsmäßigen Stadtratsmit-glieder werden vom Stadtrat in der Referatsgeschäftsverteilung festgelegt. 

(2)  Die berufsmäßigen Stadtratsmitglieder haben in den Sitzungen der Kollegien in Angelegenheiten ihres Geschäftsbereiches 
beratende Stimme (Art. 40 Satz 2 GO). 

(3)  1Die berufsmäßigen Stadtratsmitglieder haben das Recht und die Pflicht, an den Sitzungen des Stadtrats und der Ausschüsse, 
soweit dort Angelegenheiten ihres Geschäftsbereichs behandelt werden, teilzunehmen. 2In den ihnen zur Leitung 
zugewiesenen Geschäftsbereichen sind sie zur Berichterstattung berechtigt und verpflichtet und können eigene Sachanträge 
stellen (vgl. § 19, 28 GeschO). 

(4)  1Die berufsmäßigen Stadtratsmitglieder besorgen im Auftrag des/der Oberbürgermeisters/in innerhalb ihres 
Aufgabengebietes die laufenden Angelegenheiten. 2Für die ordnungsgemäße Führung dieser Geschäfte sind sie dem/der 
Oberbürgermeister/in unmittelbar verantwortlich. 3Der/die Oberbürgermeister/in kann sich die Bearbeitung bestimmter 
laufender Angelegenheiten allgemein oder im Einzelfall vorbehalten. 

(5)  1Die berufsmäßigen Stadtratsmitglieder vollziehen im Auftrag des/der Oberbürgermeisters/in innerhalb ihres 
Aufgabengebietes die Beschlüsse des Stadtrats. 2Sie sind insoweit dem Stadtrat und dem/der Oberbürgermeister/in 
verantwortlich. 3Der/die Oberbürgermeister/in kann sich den Vollzug einzelner Beschlüsse im Benehmen mit dem Stadtrat 
allgemein oder sonst im Einzelfall vorbehalten. 

(6)  Die Bestimmung des § 5 Abs. 3 und 4 GeschO findet auf berufsmäßige Stadträte entsprechende Anwendung. 
 
§ 7  Fraktionen und Ausschussgemeinschaften 
(1) 1Politisch gleichgesinnte Mitglieder des Stadtrates können sich für die jeweilige Wahlzeit zu Fraktionen zusammenschließen, 

soweit sie nicht schon einer anderen Fraktion angehören. 2Eine Fraktion muss mindestens vier Mitglieder haben. 3Die Bildung 
und Bezeichnung der Fraktionen sowie deren Vorsitzende und Stellvertreter, sowie die Auflösung der Fraktion sind dem/der 
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Oberbürgermeister/in mitzuteilen und nachzuweisen. 4Der Stadtrat stellt die Bildung bzw. die Auflösung einer Fraktion und 
den Zeitpunkt hiervon fest.  

(1a)  Eine Fraktionen, die bei Inkrafttreten dieser Geschäftsordnung nach der bisher geltenden Geschäftsordnung mindestens 3 
Mitglieder hat, bleibt für die Wahlzeit 2014/2020 bestehen (Bestandsschutz).  

(2) 1Einzelne Stadtratsmitglieder und Gruppen, die aufgrund ihrer eigenen Stärke keine Vertretung in den Ausschüssen erreichen 
würden, können sich zur Entsendung gemeinsamer Vertreter in die Ausschüsse zusammenschließen 
(Ausschussgemeinschaften; Art. 33 Abs. 1 Satz 5 GO). 2§ 7 Abs. 1 Satz 3 und 4 GeschO sind entsprechend anzuwenden. 

 
II.  Die Ausschüsse  
§ 8 Allgemeines 
(1)  1Der Stadtrat bestimmt die Zahl und die Aufgaben der Ausschüsse, ihre Stärke sowie die jeweiligen Mitglieder (§ 2 Nr. 3 

GeschO). 2Die Ausschüsse sind im Rahmen ihres Aufgaben-bereiches vorberatend tätig, soweit der Stadtrat nach §§ 2 bis 4 
GeschO selbst zur Entscheidung zuständig ist. 3Im übrigen entscheiden sie an Stelle des Stadtrates als beschließende 
Ausschüsse (Art. 32 Abs. 3 Satz 1 GO); dies gilt nicht für den Rechnungsprüfungsausschuss (§ 9 Abs. 1 Nr. 9). 

(2)  1Die Ausschüsse sind im Rahmen ihrer jeweiligen fachlichen Zuständigkeit für nicht tarifierte Bewirtschaftungsmaßnahmen 
über € 150.000,– bis € 1.000.000,– zuständig. 2Darüber hinaus ist der Stadtrat zuständig, mit Ausnahme von 
Bewirtschaftungsmaßnahmen für Bauvorhaben bis zur Höhe von € 2.000.000,-, für die der Bau- und Konversionsausschuss 
oder der Hochbauausschuss als beschließender Ausschuss zuständig ist. 

(3)  1Den Vorsitz in den Ausschüssen (ausgenommen Rechnungsprüfungsausschuss vgl. § 51a) führt der/die 
Oberbürgermeister/in, einer seiner/ihrer Stellvertreter i.S.v. § 16 GeschO oder ein vom Stadtrat bestimmtes Stadtratsmitglied 
als stellvertretende/r Ausschussvorsitzende/r (vgl. Art. 33 Abs. 2 GO). 2Für jedes Ausschussmitglied bestimmt der Stadtrat 
nach den Vorschlägen der betreffenden Fraktion oder Ausschussgemeinschaft eine/n erste/n und eine/n zweite/n 
Stellvertreter/in. 

(4)  In den Ausschüssen müssen die den Stadtrat bildenden Fraktionen, Gruppen und Ausschussgemeinschaften gemäß ihren 
Vorschlägen nach dem Verhältnis ihrer Stärke im Stadtrat vertreten sein (Art. 33 Abs. 1 Satz 2 GO). 

(5)  1Bei der Verteilung der Ausschusssitze ist das Verfahren nach Hare/Niemeyer anzuwenden. 2Haben Fraktionen, Gruppen 
oder Ausschussgemeinschaften nach dieser Verteilung den gleichen Anspruch auf einen Ausschusssitz, so entscheidet die 
größere Zahl der bei der Stadtratswahl auf die Wahlvorschläge der betroffenen Parteien oder Wählergruppen abgegebenen 
Stimmen. 3Wird durch den Austritt oder Übertritt von Stadtratsmitgliedern aus Fraktionen, Gruppen oder 
Ausschussgemeinschaften das ursprüngliche Stärkeverhältnis der im Stadtrat vertretenen Fraktionen, Gruppen oder 
Ausschussgemeinschaften verändert, so sind die Ausschusssitze nach Satz 1 neu zu berechnen. 4Haben danach Fraktionen, 
Gruppen oder Ausschussgemeinschaften den gleichen Anspruch auf einen Ausschusssitz, so entscheidet das Los. 

(6)  1Berührt eine Angelegenheit den Aufgabenbereich mehrerer Ausschüsse, können diese zur gemeinsamen Beratung der 
Angelegenheit zusammentreten. 2Jeder Ausschuss beschließt jedoch gesondert. 3Ergehen einander widersprechende 
Beschlüsse, entscheidet der Stadtrat. 

 
§ 9  Zuständigkeit, Bezeichnung, Aufgabenbereich und Mitgliederzahl der Ausschüsse 
(1) Zur Erledigung aller Angelegenheiten, die nicht nach §§ 2 bis 4 GeschO dem Stadtrat oder nach § 12 oder § 13 GeschO 

dem/r Oberbürgermeister/in vorbehalten sind, bildet der Stadtrat die im Folgenden aufgeführten beschließenden und zugleich 
vorberatenden Ausschüsse mit der nachstehend angegebenen Zahl von Stadtratsmitgliedern als Ausschussmitglieder; dabei 
ist der/die Oberbürgermeister/in oder dessen/deren Stellvertreter/in als Vorsitzende/r bei den Mitgliederzahlen jeweils nicht 
berücksichtigt.  

1. Allgemeiner Ausschuss und Ausschuss für öffentliche Ordnung und Gesundheit   13 Mitglieder 
für die Angelegenheiten 
- Ordnungswesen, 
- Verkehrsüberwachung, 
- Personenstandswesen, 
- Sicherheit, 
- Kriminalprävention, 
- Veranstaltungen, 
- Märkte, 
- Verbraucherschutz 
- Gesundheit, 
- Heimaufsicht, 
- Brand- und Katastrophenschutz, 
- Hilfsorganisationen.  

2. Ausschuss für Bildung und Ausbildung       13 Mitglieder 
für die Angelegenheiten  
- Bildung, Ausbildung, Schulen, 
- Stadtbücherei, 
- Städt. Kindertagesstätten, 
- IT-Bildungsinitiative, 
- Kultur- und Schulservice (kulturelle Bildung). 

3. Bau- und Konversionsausschuss        13 Mitglieder 
für die Angelegenheiten, soweit nicht der Hochbauausschuss zuständig ist 
- der Bau-, Stadt- und Verkehrsplanung (einschließlich Umweltverträglichkeitsprüfung), 
- der Stadtentwicklung und Regionalplanung, 
- der Stadtsanierung, 
- der Stadtvermessung, 
- des Denkmalschutzes, 
- des Stadtentwicklungskonzeptes, 
- des Bauunterhalts, 
- für die Information in Baugenehmigungs- und Bauvorbescheidsangelegenheiten (Art. 68 Abs. 1, 71 BayBO), sofern die 

Baugenehmigung oder der Bauvorbescheid versagt wird oder ein Bauausschussmitglied um Sachinformation gebeten 
hat, 

- für die Arbeitsvergaben im Bereich des Baureferats und der Grünpflege,  
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- für die Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Umwandlung vormals militärisch genutzter Liegenschaften, 
- bei Bauvorhaben für den Bereich Tief- und Ingenieurbau für die Genehmigung des Bedarfs mit Projekt- und 

Vollzugsauftrag einschließlich Erteilung der Bewirtschaftungsbefugnis an die Verwaltung bei Projekten über € 150.000,- 
4.  Hochbauausschuss         13 Mitglieder 

für die Angelegenheiten von Hochbaumaßnahmen, insbesondere von 
- Grundsatzbeschluss, Vorplanungsauftrag, 
- Konzeptgenehmigung, Projektauftrag einschließlich Erteilung der Bewirtschaftungsbefugnis und Entscheidung über die 

Erteilung von gegebenenfalls erforderlichen Vollmachten und  über die Baubetreuung, 
- Freigabe der Entwurfsplanung, 
- Zustimmung zum Baubeginn und zum Vergabeverfahren, 
- bei Bauvorhaben für den Bereich Hochbau für die Genehmigung des Bedarfs mit Projekt-und Vollzugsauftrag an die 

Verwaltung bei Projekten von über € 150.000,--. 
5. Finanzausschuss         13 Mitglieder 

für die Angelegenheiten der Haushalts- und Finanzwirtschaft, insbesondere: 
a) Bewilligung nichtplanmäßiger, echter Ausgabemittel und Verpflichtungsermächtigungen über € 150.000,– bis 

€ 1.000.000,– ; unberührt bleibt die verbindliche Festlegung von Höhe, Leistungsempfänger und Verwendungszweck 
bei freiwilligen Zuschüssen im Haushalt, 

b) Nicht tarifierte Stundung von Beträgen über € 150.000,– für einen längeren Zeitraum als zwölf Monate, 
c) Nicht tarifierte Niederschlagung und Erlass städtischer Forderungen sowie Gewährung von freiwilligen Leistungen 

(Zuweisungen und Zuschüsse) über € 150.000,– bis € 1.000.000,–. 
6. Jugend-, Sozial- und Wohnungsausschuss       13 Mitglieder 

für die Angelegenheiten 
- Soziales, 
- Jugend, Familie, Senioren, 
- Menschen mit Einschränkungen, 
- Inklusion, 
- Asyl, 
- Wohnen und 
- Sozialer Wohnungsbau. 

7. Kulturausschuss         13 Mitglieder 
für die Angelegenheiten 
- Kultur, 
- Jugendkultur, 
- Religionen, 
- Kirchen, 
- Frieden, 
- Kunstsammlungen, 
- Museen, Festivals, 
- Bühnen, Archäologie, 
- Erinnerungskultur. 

8. Ausschuss für Organisation, Personal, Migration und Integration    13 Mitglieder 
für die Angelegenheiten 
- der Organisation und der Hauptverwaltung, 
- der Betriebskrankenkasse, 
- der Integration und der Interkultur, 
- Gleichstellungs- und Genderangelegenheiten, 
- des Stadtmarketings, 
- der Städtepartnerschaften und Städtepatenschaften und 
- für die Versorgungs- und Sozialangelegenheiten der städtischen Mitarbeiter sowie für Personalangelegenheiten 

a) bei Beamten/innen: 
 der 4. Qualifikationsebene der Besoldungsordnung A diese zu ernennen, zu befördern, abzuordnen oder zu 

versetzen, an eine Einrichtung zuzuweisen, in den Ruhestand zu versetzen oder zu entlassen, sowie gegen 
Beamte/innen der Besoldungsordnung A eine Disziplinarklage zu erheben und vorläufige disziplinarische 
Maßnahmen anzuordnen; die Ernennung der Lehrkräfte der Besoldungsgruppe A 13 und A 14 liegt in der 
Zuständigkeit des Oberbürgermeisters (§ 13 Abs. 2 GeschO), 

b) bei Beschäftigten: 
die mit der oben genannten Qualifikationsebene für Beamte /innen der Besoldungsordnung A (Buchstabe a) 
vergleichbar sind, diese einzustellen, einzugruppieren, höherzugruppieren, abzuordnen oder zu versetzen, einem 
Dritten zuzuweisen, mittels Personalgestellung zu beschäftigen und zu kündigen; die Einstellung von tarifbeschäftigen 
Lehrkräften, die der oben genannten Besoldungsgruppe A 13 und A 14 entsprechen, liegt in der Zuständigkeit des 
Oberbürgermeisters (§ 13 Abs. 2 GeschO), 

c) Entscheidungen über Stellenausschreibungen für die Besetzung von Direktoriums-, Amts-, Schul-, und 
Betriebsleiterstellen unabhängig von der Bewertung der Stelle,  

d) Gewährung laufender Unterstützungen an städtische Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen,  
e) Änderungen im Stellenplan für Beamte/innen der 4. Qualifikationsebene und für Beschäftigte vergleichbarer 

Vergütungsgruppen sowie Neuschaffungen von Planstellen, 
- Berufung und Abberufung des/der städtischen Datenschutzbeauftragten und dessen/deren Stellvertreter, 
- für Angelegenheiten, die nicht in den Zuständigkeitsbereich eines anderen beschließenden Ausschusses fallen. 

9. Rechnungsprüfungsausschuss        7 Mitglieder 
für die Prüfung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse (Art. 103 Abs. 1 bis 4, Art. 106 GO). 

10. Sportausschuss         13 Mitglieder 
für die Angelegenheiten des Sport- und Bäderwesens 

11. Stiftungsausschuss         13 Mitglieder 
für die Angelegenheiten der rechtlich selbständigen Stiftungen 
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12. Umweltausschuss         13 Mitglieder 

für die Angelegenheiten 
- des Umwelt- und Naturschutzes, auch für die Erteilung von Genehmigungen, soweit dies nach Art. 29 GO in die 

Zuständigkeit des Stadtrats fällt, 
- Der Umweltausschuss wird unverzüglich nach einer Vorprüfung der eingegangenen Anträge auf Erteilung von 

Genehmigungen nach §§ 4 ff. BImSchG, als auch von Anträgen auf die Erteilung von Genehmigungen in vereinfachten 
Verfahren nach § 19 BImSchG über diese und die daraus resultierenden wesentlichen Umwelteinwirkungen sowie die 
örtliche Situation informiert. Davon ausgenommen sind Änderungsgenehmigungen nach § 16 BImSchG. Der 
Umweltausschuss hat darüber zu entscheiden, ob aufgrund dieser Anträge der Bauausschuss zur Vorberatung und 
anschließend dem Stadtrat zur Beschlussfassung eventuelle planungsrechtliche Schritte zu empfehlen sind., 

- der Landschafts- und Grünordnung (auch Naherholung), einschließlich der Spielplätze und des Kleingartenwesens 
jeweils nebst Planung, 

- des Friedhofs- und Bestattungswesens, 
- Abfallwirtschaft und Stadtreinigung, 
- Umwelttechnologie, 
- Ehrengräber, 
- Öffentliches Grün,  
- Energie und Klimaschutz, 
- Naturmuseum. 

13. Verwaltungsrat der Hessing-Stiftung       13 Mitglieder 
für die Angelegenheiten der Hessing-Stiftung, soweit sie nicht nach der Dienstordnung der Hessing-Stiftung dem Stadtrat 
vorbehalten sind (vgl. § 3 Abs. 2 GeschO). 

14. Wirtschaftsförderungs-, Beteiligungs- und Liegenschaftsausschuss     13 Mitglieder 
für die Angelegenheiten 
- der Wirtschaftsförderung und Infrastrukturförderung, 
- der Stadtteilentwicklung, 
- der städtische Unternehmen und Unternehmensbeteiligungen, soweit es sich nicht um bloße Fachfragen und 

Fachplanungen handelt; ausgenommen sind die Eigenbetriebe und Stiftungen, deren Angelegenheiten in den jeweiligen 
Ausschüssen verbleiben, 

- des Controlling der städt. Unternehmen und Beteiligungen, 
- der Gewerbe- und Industrieansiedlungen, 
- der Bestandspflege der Unternehmen, 
- der Clusterentwicklung, 
- der Liegenschaften, 
- der Betreuung von Verbänden,  
- des Forstwesens und 
- der Liegenschaften.  

15. Werkausschüsse 
für die Angelegenheiten  

- des Abfallwirtschafts- und Stadtreinigungsbetriebs der Stadt Augsburg wird der Umweltausschuss, 
- der Stadtentwässerung Augsburg wird der Bau- und Konversionsausschuss, 
- des Theaters Augsburg wird der Kulturausschuss, 
- der Altenhilfe Augsburg wird der Jugend-, Sozial- und Wohnungsausschuss, 
jeweils als Werkausschuss gemäß Art. 88 Abs. 2 GO tätig. Sein jeweiliger Aufgabenbereich bestimmt sich insoweit nach den 
Vorschriften der einzelnen Betriebssatzungen der Eigenbetriebe. 

16. Jugendhilfeausschuss         20 Mitglieder 
für die Wahrnehmung der Aufgaben gemäß Art. 17, 18, und 20 AGSG. 

(2)  Die Zuordnung der städtischen Beteiligungen ergibt sich aus dem der GeschO als Anlage 1 beigefügten 
Organisationsschema für die Stadt Augsburg. 

 
§ 9a Ferienausschuss, Ferienzeit 
(1)  1Die Ferienzeit des Stadtrates beträgt sechs Wochen; sie beginnt jeweils mit dem ersten Ferientag der allgemeinen 

Sommerschulferien im Freistaat Bayern. 2Für die Dauer der Ferienzeit wird ein Ferienausschuss gebildet (Art. 32 Abs. 4 Satz 
1 und 2, 1. Halbsatz GO). 

(2)  1Der Ferienausschuss ist ein beschließender Ausschuss besonderer Art. 2 Er erledigt während der Ferienzeit alle 
Angelegenheiten, für die ansonsten der Stadtrat oder ein beschließender Ausschuss zuständig sind (Art. 32 Abs. 4 Satz 2, 2. 
Halbsatz GO). 3Der Ferienausschuss ist nicht zuständig für Angelegenheiten, die den Werkausschüssen (§ 9 Nr. 15 GeschO) 
obliegen oder kraft Gesetzes von besonderen Ausschüssen wahrgenommen werden müssen (Art. 32 Abs. 4 Satz 3 GO). 

(3)  Die Bestimmungen aus Art. 32 Abs. 2 und 3 GO finden keine Anwendung (Art. 32 Abs. 4 Satz 2, letzter Halbsatz GO). 
(4)  1Der Ferienausschuss besteht aus dem/der Oberbürgermeister/in oder dessen/deren Stellvertreter/in als Vorsitzendem/der 

und 14 Stadtratsmitgliedern als Ausschussmitglieder. 2§ 8 Abs. 3 bis 5 GeschO gelten entsprechend. 3§ 19 Abs. 3 GeschO 
(Mitberichterstatter) ist auf den Ferienausschuss nicht anwendbar. 

 
III.  Der/die Oberbürgermeister/in 
§ 10  Aufgaben als Vorsitzende/r des Stadtrates (Vorbereitung der Sitzungen, Vollzug der Beschlüsse) 
(1) Der/die Oberbürgermeister/in führt den Vorsitz im Stadtrat und seinen Ausschüssen (Art. 36 Satz 1, Art. 33 Abs. 2 GO). 
(2) 1Dem/der Oberbürgermeister/in obliegt die Vorbereitung der Beratungsgegenstände und die Einberufung der Sitzungen des 

Stadtrates und der Ausschüsse (Art. 46 Abs. 2 GO). 2In den Sitzungen leitet er/sie die Beratung und die Abstimmung, 
handhabt die Ordnung und übt das Hausrecht aus (Art. 53 Abs. 1 GO).  

(3) 1 Der/die Oberbürgermeister/in vollzieht die Beschlüsse des Stadtrates und der Ausschüsse (Art. 36 Satz 1 GO). 2Ergeben 
sich Vollzugshindernisse, sind die zuständigen Kollegien umgehend zu unterrichten. 3Der/die Oberbürgermeister/in kann 
Ausschussbeschlüsse, für die eine Nachprüfung nach Art. 32 Abs. 3 Satz 1 GO beantragt wurde, vor der Behandlung im 
Stadtrat i.S.v. § 2 Nr. 4 GeschO an den zuständigen Ausschuss verweisen. 4Hält der/die Oberbürgermeister/in die Beschlüsse 
des Stadtrates oder eines beschließenden Ausschusses für rechtswidrig, so weist er/sie den Stadtrat oder den Ausschuss 
auf seine/ihre Bedenken hin und setzt den Vollzug des Beschlusses vorläufig aus. 5Wird die Entscheidung aufrechterhalten, 
führt er/sie die Entscheidung der Rechtsaufsichtsbehörde herbei (Art. 59 Abs. 2 GO). 
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§ 11  Aufgaben als Leiter/in der Stadtverwaltung 
(1)  1Der/die Oberbürgermeister/in leitet und verteilt im Rahmen der Geschäftsordnung die Geschäfte (Art. 46 Abs. 1 GO). 2Er/sie 

kann dabei einzelne seiner/ihrer Befugnisse den weiteren Bürgermeistern/innen, nach deren Anhörung auch einem 
Stadtratsmitglied und in den Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Mitarbeitern/innen der Stadt übertragen; eine darüber 
hinausgehende Übertragung auf eine/n Bedienstete/n bedarf zusätzlich der Zustimmung des Stadtrats (Art. 39 Abs. 2 GO). 

(2)  Der/die Oberbürgermeister/in führt die Dienstaufsicht über die Beamten/innen und Beschäftigten und ist Dienstvorgesetzte/r 
der Beamten/innen (Art. 37 Abs. 4, Art. 43 Abs. 3 GO). Bei Beamte/innen der Besoldungsordnung A ist er/ sie für die Einleitung 
und Einstellung behördlicher Disziplinarverfahren und den Erlass von Disziplinarverfügungen zuständig. Seine/ Ihre beamten- 
und disziplinarrechtlichen Befugnisse kann der/die Oberbürgermeister/in nach Maßgabe des Art. 39 Abs. 2 GO als laufende 
Angelegenheit auf Gemeindebedienstete übertragen. 

 
§ 12  Aufgaben in eigener Zuständigkeit  
(1) Der/die Oberbürgermeister/in erledigt in eigener Zuständigkeit die 

1. laufenden Angelegenheiten, die für die Stadt keine grundsätzliche Bedeutung haben und keine erheblichen 
Verpflichtungen erwarten lassen (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 GO), 
2. der Stadt durch ein Bundesgesetz oder auf Grund eines Bundesgesetzes übertragenen hoheitlichen Aufgaben in 
Angelegenheiten der Verteidigung einschließlich des Wehrersatzwesens und des Schutzes der Zivilbevölkerung, soweit nicht 
für haushalts- oder personalrechtliche Entscheidungen der Stadtrat zuständig ist (Art. 37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GO), 
3. Angelegenheiten, die im Interesse der Sicherheit der Bundesrepublik oder eines ihrer Länder geheim zu halten sind (Art. 
37 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 GO), 
4. Erteilung besonderer Prüfaufträge an das Rechnungsprüfungsamt (vgl. Art. 104 Abs. 2 Satz 2 GO) neben der eigenen 
Zuständigkeit des Stadtrats (vgl. § 4 Nr. 11 GeschO), 
5. Vollzug der Vergaben von Baumaßnahmen und anschließende regelmäßige zeitnahe Berichterstattung hierüber im Bau- 
und Konversionsausschuss bzw. Hochbauausschuss. 

(2) 1Der/die Oberbürgermeister/in ist befugt, an Stelle des Stadtrates oder eines Ausschusses dringliche Anordnungen zu treffen 
und unaufschiebbare Geschäfte zu besorgen (Art. 37 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Hiervon berichtet er/sie dem Stadtrat oder dem 
Ausschuss in der nächsten Sitzung (Art. 37 Abs. 3 Satz 2 GO). 

 
§ 13  Vom Stadtrat übertragene Aufgaben  
(1) Dem/der Oberbürgermeister/in sind zur selbständigen Erledigung übertragen (Art. 37 Abs. 2 GO), soweit im Einzelfall der/die 

Oberbürgermeister/in nicht schon nach Art. 37 Abs. 1 Satz 1 GO zuständig ist: 
a) Nachträge zu Verträgen und Rechtsgeschäften, die einzeln oder zusammen die ursprüngliche Auftragssumme um nicht 

mehr als 10% erhöhen, 
b) unwesentliche Änderungen von Verträgen und Rechtsgeschäften, die ursprünglich in die Zuständigkeit des Stadtrates 

oder eines Ausschusses fallen, 
c) in allgemeinen Rechts- und Verwaltungsangelegenheiten: 

- die Behandlung von Rechtsbehelfen einschließlich Abhilfeverfahren, die Abgabe von Prozesserklärungen, die 
Erteilung des Mandats an einen Prozessbevollmächtigten, die Führung von Passivprozessen, 

- Abschluss von Vergleichen, Klageerhebung einschließlich der Einlegung von Rechtsmitteln, wenn die finanzielle 
Auswirkung auf die Stadt voraussichtlich 150.000 € nicht übersteigt und die Angelegenheit keine grundsätzliche Be-
deutung hat,  

- die Bewirtschaftung von Haushaltsmitteln im Vollzug zwingender Rechtsvorschriften und im Rahmen von Satzungen 
und Verordnungen der Stadt, in denen die Leistungen nach Voraussetzung und Höhe festgesetzt sind, 

d) Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises (Art. 8, 9 Abs. 1, Art. 58 GO), insbesondere die Angelegenheiten 
des Enteignungsrechts, soweit es sich um die Aufgaben der Enteignungsbehörde handelt, 

e) bei der Vertretung der Stadt in Gesellschafterversammlungen (Art. 93 Abs. 1 GO) in  folgenden Angelegenheiten: 
- Wahl eines Abschlussprüfers 
- Erteilung und Widerruf von Prokura 
- Festsetzung der Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder, soweit diese als Inflationsausgleich auf Basis eines 

anzulegenden Preisindexes betrachtet werden, 
- Feststellung des Protokolls. 

(2) Ferner sind dem/der Oberbürgermeister/in gem. Art. 43 Abs. 2 i.V.m. Art. 37 Abs. 2 Satz 1 GO folgende 
Personalangelegenheiten zur selbständigen Erledigung übertragen: 
a) bei Beamten/innen: 

der 1., 2. und 3 Qualifikationsebene der Besoldungsordnung A  diese zu ernennen, zu befördern, abzuordnen oder zu 
versetzen, an eine Einrichtung zuzuweisen, in den Ruhestand zu versetzen oder zu entlassen, sowie Lehrkräfte der 
Besoldungsgruppe A 13 und A 14 zu ernennen, 

b) bei Beschäftigten:  
 mit einer Vergütung, die mit den oben genannten Qualifikationsebenen bei Beamten/innen (Buchstabe a) vergleichbar 

sind, diese einzustellen, einzugruppieren, höherzugruppieren, abzuordnen oder zu versetzen, einem Dritten zuzuweisen, 
mittels Personalgestellung zu beschäftigen und zu kündigen, sowie die Einstellung von tarifbeschäftigten Lehrkräften, die 
der oben genannten Besoldungsgruppe A 13 und A 14 entsprechen.  

(3) Die Übertragung erstreckt sich nicht auf Angelegenheiten, die nach Art. 32 Abs. 2 Satz 2 GO nicht auf beschließende 
Ausschüsse übertragen werden können. 

 
§ 14  Vertretung der Stadt nach außen, Verpflichtungsgeschäfte 
(1) Der/die Oberbürgermeister/in vertritt die Stadt nach außen (Art. 38 Abs. 1 GO). 
(2) 1Erklärungen, durch welche die Stadt verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform; das gilt nicht für ständig 

wiederkehrende Geschäfte des täglichen Lebens, die finanziell von unerheblicher Bedeutung sind. 2Die Erklärungen sind 
durch den/die Oberbürgermeister/in oder seine/ihre Stellvertretung unter Angabe der Amtsbezeichnung handschriftlich zu 
unterzeichnen. 3Sie können aufgrund einer den vorstehenden Erfordernissen entsprechenden Vollmacht auch von 
städtischen Dienstkräften unterzeichnet werden (Art. 38 Abs. 2 GO). 

 
§ 15  Bürgerversammlungen 
1Der/die Oberbürgermeister/in beruft mindestens einmal jährlich, auf Verlangen des Stadtrats auch öfter, eine Bürgerversammlung 
zur Erörterung städtischer Angelegenheiten ein und führt den Vorsitz (Art. 18 Abs. 1 GO). 2Wenn es von mindestens 2,5 v.H. der 
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Gemeindebürger unter Angabe der Tagesordnung schriftlich beantragt wird, muss eine Bürgerversammlung innerhalb von drei 
Monaten stattfinden (Art. 18 Abs. 2 GO). 
 
§ 16  Stellvertretung des/der Oberbürgermeisters/in (z.B. Sitzungsleitungen) 
1Die weiteren Bürgermeister/innen vertreten den/die Oberbürgermeister/in im Fall seiner/ihrer Verhinderung in ihrer Reihenfolge 
(Art. 39 Abs. 1 Satz 1 GO). 2Der Stadtrat kann für den Fall der Verhinderung der weiteren Bürgermeister/innen weitere 
Stellvertreter/innen aus der Mitte der ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder, die Deutsche i.S.d. Art. 116 Abs. 1 GG sind, bestellen 
(Art. 39 Abs. 1 Satz 2 GO). 3Sofern keine weiteren Stellvertreter i.S.v. Satz 2 bestellt sind, obliegt die Stellvertretung in 
Stadtratssitzungen dem an Lebensjahren ältesten der anwesenden ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder, in Ausschusssitzungen 
einem vom Stadtrat bestimmten Stadtratsmitglied als stellvertretende/r Ausschussvorsitzende/r und, wenn auch dieses verhindert 
ist, dem an Lebensjahren ältesten der anwesenden ehrenamtlichen Ausschussmitglieder, außerhalb von Sitzungen dem an 
Lebensjahren ältesten dienstbereiten ehrenamtlichen Stadtratsmitglied. 4Der/die Stellvertreter/in tritt in alle Rechte und Pflichten 
des/der Oberbürgermeisters/in ein. 
 
IV.  Ältestenrat und Kommissionen 
§ 17 Ältestenrat 
1Der Ältestenrat besteht aus dem/der Oberbürgermeister/in, den Bürgermeistern/innen, je zwei von den beiden größten 
Stadtratsfraktionen benannten Mitgliedern sowie je einem von den übrigen Fraktionen und Ausschussgemeinschaften bestimmten 
Mitglied. 2Er unterstützt den/die Oberbürgermeister/in bei der Führung der Geschäfte. 3Besonders obliegt es ihm, eine Abstimmung 
zwischen den Fraktionen und Ausschussgemeinschaften über Art und Zeit der Behandlung wichtiger Angelegenheiten 
herbeizuführen. 4Außerdem ist er für Ehrungen sowie für wichtige Angelegenheiten der Repräsentation vorberatend zuständig. 
 
§ 18  Kommissionen 
1Die Kollegien können zu ihrer Beratung in bestimmten Angelegenheiten Kommissionen bilden, denen auch Personen, die nicht 
Mitglied des Stadtrats sind, angehören können. 2Über Aufgaben und Zusammensetzung dieser Kommissionen sowie über die Dauer 
ihrer Tätigkeit beschließt der jeweils mit der Angelegenheit befasste Ausschuss, soweit sich der Stadtrat die Entscheidung nicht 
selbst vorbehalten hat. 3Das Recht des/der Oberbürgermeisters/in, in Angelegenheiten der laufenden Verwaltung Arbeits-, Projekt-
, Lenkungs- oder vergleichbare Gruppen einzurichten, bleibt hiervon unberührt. 
 
V.  Berichterstatter/innen, Mitberichterstatter/innen und Pfleger/innen 
§ 19  Berichterstatter/innen und Mitberichterstatter/innen 
(1) 1Der/die Oberbürgermeister/in, die Bürgermeister/innen und die berufsmäßigen Stadt-räte/innen sind in den ihnen zur 

unmittelbaren Leitung vorbehaltenen oder zugewiesenen Geschäftsbereichen (Referaten) zur Berichterstattung in den 
Kollegien berechtigt und verpflichtet (Berichterstatter). 2Sie dürfen zu ihrer Unterstützung Mitarbeiter/innen der Stadtverwaltung 
zuziehen. 3Auf Anordnung des/der Vorsitzenden oder durch Beschluss des Kollegiums können diese zum Vortrag des/der 
Berichterstatters/in ergänzend Stellung nehmen.  

(2) In Gegenständen der örtlichen oder überörtlichen Prüfung ist Berichterstatter/in der/die Leiter/in des 
Rechnungsprüfungsamtes, wenn diese/r oder ein Kollegium unmittelbare Berichterstattung im Stadtrat oder einem Ausschuss 
verlangt. 

(3) 1Für jede/n Berichterstatter/in bestellt der Stadtrat aus den Reihen der Stadtratsmitglieder eine/n oder mehrere 
Mitberichterstatter/innen und je eine/n Stellvertreter/in. 2Die Mitberichterstatter/innen sind die vom Stadtrat nach § 8 Abs. 3 
Satz 1, § 16 Satz 3 GeschO bestimmten stellvertretenden Ausschussvorsitzenden; für Angelegenheiten des Referats 
Oberbürgermeister, die direkt im Stadtrat behandelt werden, ist Mitberichterstatter/in der/die Vorsitzende der im Stadtrat am 
stärksten vertretenen Fraktion. 3Der/die Mitberichterstatter/in hat die Aufgabe, bei Beratung von Angelegenheiten, für die der 
Stadtrat nach den §§ 2 bis 4 GeschO zuständig ist, im Anschluss an den Vortrag des/der Berichterstatters/in zu berichten. 

(4) 1Den Mitberichterstattern/innen, im Verhinderungsfall ihren Stellvertretern/innen, sind von den Berichterstattern/innen die 
notwendigen Unterlagen unaufgefordert und rechtzeitig zugänglich zu machen. 2Im übrigen haben sie - vorbehaltlich 
weitergehender Informationsrechte (z.B. nach dem Umweltinformationsgesetz) - in ihrem Geschäftsbereich das Recht, Akten 
einzusehen und Auskünfte zu verlangen, die mit einem Beratungsgegenstand im Stadtrat oder in einem Ausschuss in 
unmittelbarem Zusammenhang stehen. 3Kein Akteneinsichtsrecht besteht, wenn Geheimhaltungs- oder 
Datenschutzbestimmungen oder Rechte Dritter entgegenstehen. 4In Zweifelsfällen ist die Entscheidung des/der 
Oberbürgermeisters/in einzuholen, der/die dieses Recht auf den/die zuständige/n Referatsleiter/in delegieren kann. 

 
§ 20  Pfleger/innen 
(1) 1Der Stadtrat bestellt für die in Anlage 2 dieser GeschO aufgeführten Ämter, Betriebe und sonstigen Einrichtungen 

Pfleger/innen. 2Zu Pflegern/innen können nur ehrenamtliche Stadtratsmitglieder ernannt werden. 
(2)  1Die Pfleger/innen stehen den Dienststellenleitern/innen beratend und unterstützend zur Seite. 2Sie sollen die wechselseitigen 

Beziehungen zwischen den Kollegien und der Verwaltung konstruktiv fördern. 3Sie sollen sich mit allen bedeutsamen 
Angelegenheiten ihres Wirkungskreises vertraut machen und sich - unbeschadet Art. 104 BayGO - laufend darüber 
unterrichten lassen; insbesondere sollen sie auf eine sparsame und zweckmäßige Verwaltung und Wirtschaftsführung 
hinwirken. 

(3)  1Die Pfleger/innen haben - vorbehaltlich weitergehender Informationsrechte (z. B. nach dem Umweltinformationsgesetz) - in 
ihrem Geschäftsbereich das Recht, Akten einzusehen. 2Hierfür gilt § 5 a der GeschO entsprechend. 

 
B)  Der Geschäftsgang 
I.  Vorbereitung der Sitzungen 
§ 21  Einberufung und Ladung 
(1)  1Die Mitglieder des Stadtrates und der Ausschüsse werden durch den/die Oberbürger-meister/in zu den Sitzungen einberufen. 

2Die Ladung ist mindestens sieben Tage vor der Sitzung zuzustellen. 3In dringenden Fällen kann die Ladungsfrist auf 3 Tage 
verkürzt werden. 4Der Sitzungstag und der Tag des Zugangs der Ladung werden bei der Berechnung der Frist nicht 
mitgerechnet. 5Mit schriftlichem Einverständnis des jeweiligen Stadtratsmitglieds gelten die Ladungen zu den Sitzungen durch 
rechtzeitige Hinterlegung im Schließfach des Stadtratsmitglieds (Rathaus) als zugestellt. 6Wenn ein Viertel der ehrenamtlichen 
Stadtratsmitglieder die Einberufung einer Sitzung des Stadtrats unter Angabe der Beratungsgegenstände schriftlich beantragt, 
muss diese Sitzung spätestens am 14. Tag nach Eingang des Verlangens stattfinden (Art. 46 Abs. 2 Satz 3 GO). 7Die Frist 
beginnt mit dem Eingang des Antrags beim/bei der Oberbürgermeister/in. 8Die Sätze 6 und 7 gelten für die Ausschüsse 
entsprechend. 
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(2)  1Zu den Sitzungen des Stadtrats sind sämtliche Stadtratsmitglieder zu laden. 2Zu den Ausschusssitzungen werden die 

Ausschussmitglieder und die Berichterstatter/innen geladen; die ersten stellvertretenden Ausschussmitglieder sowie die 
Fraktionsvorsitzenden erhalten einen Abdruck der Ladung zur Kenntnis. 

(3)  Die Ladung enthält Zeit und Ort der Sitzung sowie die vorläufige Tagesordnung i.S.v. § 22 Abs. 1 GeschO. 
 
§ 22  Vorläufige Tagesordnung 
(1) 1Die Tagesordnung für die Sitzungen des Stadtrats und der Ausschüsse setzt der/die Oberbürgermeister/in zunächst vorläufig 

fest; hierbei verteilt er/sie die Tagesordnungspunkte auf die öffentliche und die nichtöffentliche Sitzung (vgl. § 24 Abs. 3 
GeschO). 2Sie enthält alle Gegenstände, die eine Beurteilung des Kollegiums erfordern oder wahrscheinlich machen sowie 
in Angelegenheiten, für die der Stadtrat gemäß §§ 2 bis 4 GeschO zuständig ist, die Angabe der jeweiligen 
Berichterstatter/innen und Mitberichterstatter/innen; in Ausschussangelegenheiten werden nur die jeweiligen 
Berichterstatter/innen angegeben. 

(2) In die vorläufige Tagesordnung für die Sitzungen des Stadtrats werden Gegenstände, bei denen zur Meinungsbildung eine 
Vorberatung angezeigt erscheint, grundsätzlich nur dann aufgenommen, wenn sie im zuständigen Ausschuss vorberaten 
wurden, es sei denn, eine Vorberatung konnte wegen des Vorliegens besonderer Umstände nicht erfolgen. 

(3) 1Die Anmeldung von Beratungsgegenständen zur vorläufigen Tagesordnung hat spätestens dreizehn Tage vor dem 
Sitzungstermin zu erfolgen. § 21 Abs. 1 Satz 4 gilt entsprechend. 2Dabei werden auch Anträge von Stadtratsmitgliedern i.S.v. 
§ 33 GeschO berücksichtigt, die in die Zuständigkeit eines Kollegiums fallen. 3Nach diesem Zeitpunkt eingehende 
Anmeldungen werden als Dringlichkeitsanträge gemäß § 33 Abs. 2 GeschO behandelt. 

(4) 1Die angemeldeten Tagesordnungspunkte müssen in sachlicher, rechtlicher und finanzieller Hinsicht beratungsreif sein. 
2Sofern die Beratungsgegenstände die Zuständigkeiten mehrerer Referate berühren, setzt die Anmeldung eine inhaltliche 
Abstimmung unter den betroffenen Referaten voraus. 

(5) Der Zeitpunkt und der Ort der öffentlichen Sitzungen werden unter Angabe der vorläufigen Tagesordnung spätestens am 
dritten Tag vor der Sitzung durch Aushang im Rathaus sowie an weiteren Amtstafeln ortsüblich bekanntgemacht (Art. 52 Abs. 
1 Satz 1 GO), der örtlichen Presse mitgeteilt sowie im Intranet und Internet bekanntgegeben. 

 
§ 23  Sitzungsvorlagen 
(1) 1Für die in der vorläufigen Tagesordnung enthaltenen Tagesordnungspunkte sind in der Regel schriftliche Vorlagen in der 

erforderlichen Anzahl durch das zuständige Referat zu fertigen. 2Sie sollen einen bestimmten Antrag enthalten. 
(2) 1Die Sitzungsvorlagen und die als Beratungsgrundlage dienenden Unterlagen (Drucksachen, Vorlagen, Berichte u.s.w.) sind 

bei Stadtratssitzungen allen Stadtratsmitgliedern, in Ausschusssitzungen den jeweiligen Ausschussmitgliedern und den 
Berichterstattern möglichst frühzeitig zuzustellen, in der Regel zusammen mit der Ladung zu den Sitzungen. 2§ 21 Abs. 1 
Satz 5 GeschO gilt sinngemäß. 3Die Fraktionsvorsitzenden erhalten die Unterlagen i.S.v. Satz 1 zur Kenntnis. 
4Sitzungsvorlagen, die nicht rechtzeitig zugestellt werden können, dürfen unmittelbar vor der Sitzung im Sitzungsraum als 
Tischvorlage aufgelegt werden, wenn der ihnen zugrundeliegende Vorgang unvorhersehbar war oder aus anderen Gründen 
nicht rechtzeitig bearbeitet werden konnte und eine Beschlussfassung in der vorgesehenen Sitzung zwingend notwendig ist. 

(3) Ist eine Zustellung der gedruckten Unterlagen im Sinne des § 23 Abs. 2 aus technischen Gründen nicht möglich (z.B. 
Briefkastengröße), ist die Zustellung der Ladung zusammen mit der vorläufigen Tagesordnung ausreichend (Art. 46 Abs. 2 
GO). Die beigefügten Unterlagen werden auf geeignete Weise hinterlegt (z.B. Rathausschließfächer). 

(4) 1 Die Ausgabe von gekürzten Sitzungsvorlagen an Stadtratsmitglieder in Angelegenheiten, die besonders umfangreich sind, 
ist zulässig. 2Sitzungsvorlagen für Angelegenheiten, die in nichtöffentlicher Sitzung behandelt werden und der Geheimhaltung 
oder dem Datenschutz unterliegen, können etwa als Tischvorlage aufgelegt werden. 

(5) 1In Sitzungsvorlagen und in als Beratungsgrundlage dienenden Unterlagen ist der Grundsatz der Öffentlichkeit (§ 24 Abs.1 
GeschO) zu berücksichtigen. 2Sofern deren Behandlung in nichtöffentlicher Sitzung vorgesehen ist, hat die Verwaltung eine 
Begründung für den Ausschluss der Öffentlichkeit einzuarbeiten (Art. 52 Abs. 2 GO). 3In dieser Begründung ist darauf 
einzugehen, ob die Gründe für den Ausschluss der Öffentlichkeit voraussichtlich dauerhaft sind oder später wegfallen können.  

 
§ 24  Öffentlichkeit oder Nichtöffentlichkeit der Sitzungen 
(1) 1Die Sitzungen des Stadtrats und der Ausschüsse sind öffentlich, soweit nicht Rücksichten auf das Wohl der Allgemeinheit 

oder berechtigte Ansprüche Einzelner entgegenstehen (Art. 52 Abs. 2 Satz 1 GO).  
(2) 1Sitzungen beginnen in der Regel mit einem öffentlichen Sitzungsteil, an den sich im Bedarfsfall die nichtöffentliche Sitzung 

anschließt. 2In dieser findet auch eine Beratung darüber statt, welche Tagesordnungspunkte in der nichtöffentlichen Sitzung 
behandelt werden. 

(3) 1In nichtöffentlicher Sitzung werden grundsätzlich behandelt: 
1. Personalangelegenheiten, 
2. Grundstücksangelegenheiten, 
3. Vergabe von Lieferungen und Leistungen, 
4. Ehrungen, 
5. Prüfungsangelegenheiten, 
6. Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises, deren nichtöffentliche Behandlung im Einzelfall von der 

Rechtsaufsichtsbehörde verfügt ist, 
7. sonstige Angelegenheiten, deren Geheimhaltung durch Gesetz vorgeschrieben, nach der Natur der Sache oder den 

Umständen des Einzelfalles erforderlich oder durch den Stadtrat nach Maßgabe der Gemeindeordnung beschlossen ist, 
insbesondere Steuer- und Wirtschaftsangelegenheiten einzelner. 

2Der Ausschluss der Öffentlichkeit beschränkt sich auf die Abschnitte der Verhandlungen, die nichtöffentlich durchzuführen sind. 
3Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse sind der Öffentlichkeit bekanntzugeben, sobald die Gründe für die 
Geheimhaltung weggefallen sind (Art. 52 Abs. 3 GO) .4Die Entscheidung darüber, ob die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen 
sind, trifft das für die ursprüngliche Entscheidung zuständige Gremium. 
5Eine weitere Gremiumsentscheidung ist nicht erforderlich, wenn im Ausgangsbeschluss bereits darüber entschieden wurde, ob der 
Beschluss  
– dauerhaft nicht bekannt gegeben wird oder  
– dass zu definierende Teile des Beschlusses nach Eintritt nach einer in der Beschlussvorlage festzulegenden aufschiebenden 

Bedingung ganz oder in Teilen bekannt zu geben sind. 
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§ 25  Sitzungstage 
(1) 1Die Sitzungen des Stadtrates finden in der Regel monatlich an einem Donnerstag oder nach Bedarf, die Ausschusssitzungen 

jeweils nach Bedarf statt. 
(2) Die Sitzungstermine werden durch den/die Oberbürgermeister/in möglichst frühzeitig festgelegt und den Stadträten/innen in 

Form eines Sitzungszeitplans sowie der Öffentlichkeit durch das Internet bekanntgegeben. 
 
§ 26  Zuhörer, Presse 
1Zu den öffentlichen Sitzungen hat jedermann nach Maßgabe des für Zuhörer verfügbaren Raumes Zutritt. 2Soweit erforderlich, 
kann die Zulassung durch Ausgabe von Platzkarten geregelt werden. 3Den Berichterstattern/innen der Medien sind nach Möglichkeit 
Sitzplätze vorzubehalten. 
 
II. Beratung 
§ 27  Sitzungsleitung und endgültige Tagesordnung 
(1) 1Der/die Vorsitzende erklärt die Sitzung für eröffnet. 2Er/sie stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Anwesenheit der 

Stadtratsmitglieder fest und gibt die vorliegenden Entschuldigungen bekannt. 3Sodann stellt er/sie die Beschlussfähigkeit fest 
(Art. 47 Abs. 2 GO). 

(2) 1In der Sitzung beschließt das Kollegium die endgültige Tagesordnung auf der Grundlage der vorläufigen Tagesordnung; 
dabei können Tagesordnungspunkte von der Tagesordnung abgesetzt, die Reihenfolge der Tagesordnung geändert, 
nachträglich Tagesordnungspunkte (z.B. Dringlichkeitsanträge) in die Tagesordnung aufgenommen sowie die Verteilung der 
Tagesordnungspunkte auf die öffentliche und die nichtöffentliche Sitzung geändert werden. 2Dringlichkeitsanträge (§ 33 Abs. 
2 GeschO), können in die Tagesordnung aufgenommen werden, wenn 
a) die Angelegenheit objektiv dringlich ist und der Stadtrat der Behandlung mehrheitlich zustimmt oder 
b) sämtliche Mitglieder des Stadtrats anwesend sind und kein Mitglied der Behandlung widerspricht. 

3Werden Änderungsanträge i.S.v. Satz 1 Halbsatz 2 nicht gestellt, gilt die Tagesordnung als endgültige Tagesordnung gebilligt. 4Bei 
der Beratung über die einzelnen Tagesordnungspunkte erhalten lediglich der/die Antragsteller/in sowie gegebenenfalls ein/e 
Antragsgegner/in das Wort; zur Sache selbst darf dabei nicht Stellung genommen werden. 5Anschließend werden die 
Tagesordnungspunkte in der endgültigen Tagesordnung festgelegten Reihenfolge behandelt. 6Für die Behandlung weiterer Anträge 
zur Geschäftsordnung, die die endgültige Tagesordnung betreffen, gelten die Bestimmungen der §§ 35 ff. GeschO. 
(3) 1Der/die Vorsitzende leitet die Beratung. 2Er/sie kann die Sitzung - auch auf Antrag einer Fraktion oder 

Ausschussgemeinschaft - für eine Sitzungspause unterbrechen; nach Ablauf der Unterbrechung wird die Sitzung fortgesetzt. 
3Er/sie schließt die Sitzung, wenn die Tagesordnung erledigt ist und weitere Wortmeldungen nicht mehr vorliegen. 

 
§ 28  Vortrag 
1Die Beratung eines Tagesordnungspunktes beginnt mit dem Vortrag des/der zuständigen Berichterstatters/in, an den sich in 
Stadtratssitzungen der Vortrag des/der Mitberichterstatters/in anschließt. 2Jeder Vortrag soll mit einem Antrag abgeschlossen 
werden. 3Soweit schriftliche Vorlagen zur Beratung eines Antrages erforderlich sind, diese aber den Sitzungsteilnehmern bisher 
nicht vorgelegt wurden oder Anträge in wesentlichem Umfang von der ausgegebenen Sitzungsvorlage abweichen oder sich erst 
aus der Beratung heraus ergeben, sind die entsprechenden Vorlagen oder Anträge spätestens bis zur Abstimmung dem/der 
Vorsitzenden schriftlich zu übergeben. 4Liegt ein Antrag eines vorberatenden Ausschusses vor, ist dieser in der Sitzung des 
Stadtrats zu stellen. 5Der/die Berichterstatter/in und der/die Mitberichterstatter/in können ihre abweichende Meinung darlegen und 
zusätzlich einen eigenen Antrag stellen. 
§ 29  Vortragsart 
1Die Redner/innen sprechen grundsätzlich in freiem Vortrag. 2Sie können hierbei Aufzeichnungen benutzen. ³Sie sprechen von den 
dafür vorgesehenen Tisch- oder Saalmikrofonen oder vom Rednerpult aus.  4Sollen zur Erläuterung bzw. besseren 
Veranschaulichung des Vortrages Projektionsmedien Verwendung finden, ist dies rechtzeitig vor Sitzungsbeginn dem 
Sitzungsdienst des Hauptamtes mitzuteilen und in einer für die Projektionstechnik des Sitzungssaales geeigneter Weise zu 
übergeben.  
 
§ 30  Beratungen (Worterteilung, Dritte, Redezeit) Geschäftsordnungsanträge 
(1)  1Die Sitzungsteilnehmer dürfen das Wort nur ergreifen, wenn es ihnen vom/von der Vor-sitzenden erteilt wird. 2Ein 

Stadtratsmitglied darf im Stadtrat zu demselben Gegenstand nicht öfter als zweimal das Wort ergreifen; diese Beschränkung 
gilt nicht für den/die Vorsitzende/n, den/die Berichterstatter/in und den/die Mitberichterstatter/in. 

(2)  1Der/die Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Wortmeldungen. 2Bei gleichzeitiger Wortmeldung entscheidet 
der/die Vorsitzende. 3Er/sie kann von der Reihenfolge nach Satz 1 abweichen, um zunächst je einen Redebeitrag aus den 
Fraktionen, Ausschussgemeinschaften und Gruppen bzw. fraktionsfreien Stadtratsmitgliedern zuzulassen. 4Bei 
Sachanträgen, denen Dringlichkeit durch das zuständige Kollegium gem. § 33 Abs. 2 GeschO zuerkannt wurde, wird zuerst 
dem/der Antragsteller/in oder einem Mitglied seiner/ihrer Fraktionen, Ausschussgemeinschaften und Gruppen bzw. 
fraktionsfreien Stadtratsmitgliedern das Wort zur Begründung des Antrags erteilt. 

(3)  Auf Anordnung des/der Vorsitzenden oder durch Beschluss des Kollegiums können dem Stadtrat oder Ausschuss nicht 
angehörende Personen zur Beratung zugezogen oder gutachtlich gehört werden. 

(4)  1Durch Beschluss kann die Zahl der Wortmeldungen beschränkt sowie die Redezeit bis auf drei Minuten begrenzt werden; in 
diesem Fall muss jede Fraktion, Ausschussgemeinschaft und Gruppe bzw. fraktionsfreies Stadtratsmitglied mindestens 
einmal die Möglichkeit haben, zu Wort zu kommen. 2Für Berichterstatter/innen, Mitberichterstatter/innen und 
Antragsteller/innen soll eine Begrenzung im Regelfall nicht vorgenommen werden. 3Spricht ein/e Redner/in über die Redezeit 
hinaus, kann ihm/ihr der/die Vorsitzende nach einmaliger Mahnung das Wort entziehen. 

(5)  1Der/die Vorsitzende kann nach jedem/r Redner/in das Wort ergreifen. 2Ebenso kann er/sie dem/der Berichterstatter/in und 
dem/der Mitberichterstatter/in jederzeit das Wort erteilen. 3Der/die Vorsitzende darf zur Wahrnehmung seiner/ihrer Befugnisse 
eine/n Redner/in unterbrechen. 

(6) 1Zur Stellung von Geschäftsordnungsanträgen im Sinne der §§ 35 ff. GeschO wird außer der Reihe das Wort erteilt, jedoch 
ohne Unterbrechung einer Rede. 2Die Ausführungen müssen sich auf die geschäftsordnungsmäßige Behandlung des zur 
Beratung stehenden Tagesordnungspunkts oder auf die Abwicklung der Tagesordnung beziehen. Im Übrigen gilt § 35 Abs. 2 
Satz 4 entsprechend. 

(7) 1Wenn kein Redebeitrag mehr vorgemerkt oder wenn auf Antrag die Beratung vorzeitig beendet wurde (§ 37 GeschO), wird 
die Verhandlung geschlossen. 2Der/die Vorsitzende, der/die Antragsteller/in des Sachantrags, der/die Berichterstatter/in und 
der/die Mitberichterstatter/in haben das Recht zur Schlussäußerung. 3Die Beratung wird vom/von der Vorsitzenden 
geschlossen. 
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§ 31  Erklärungen 
1Zur Berichtigung als bestimmt bezeichneter Tatsachen, zu persönlichen Bemerkungen oder zur Abwehr eines persönlichen Angriffs 
wird sofort nach Beendigung der betreffenden Rede, auf Verlangen auch noch am Schluss der Sitzung oder in einer der nächsten 
Sitzungen, das Wort zu einer Erklärung erteilt. 2Zu solchen Erklärungen findet keine Aussprache statt. 
 
§ 32  Teilnahme der Personalvertretung und des Rechnungsprüfungsamtes 
1) Soweit die Teilnahme im Einzelfall wegen besonderer Sachkunde oder zur Erläuterung von Entscheidungen der 

Personalvertretung erforderlich ist, kann ein vertretungsberechtigtes Vorstandsmitglied des Gesamtpersonalrats bzw. des 
jeweiligen Dienststellenpersonalrats auf Anordnung des/der Vorsitzenden oder durch Beschluss des Kollegiums an 
nichtöffentlichen Sitzungen teilnehmen. 

2) Vertreter des Rechnungsprüfungsamtes können an den Sitzungen teilnehmen. 
 
III.  Sachanträge 
§ 33  Antragstellung, Behandlung 
(1) 1Die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder haben das Recht, Anträge zu stellen. Diese sind schriftlich beim/bei der 

Oberbürgermeister/in einzureichen und sollen mit einer kurzen Begründung versehen sein. 2Die Anträge können auch 
elektronisch gestellt werden. 3Soweit die Anträge in die Zuständigkeit eines Kollegiums fallen, sind sie grundsätzlich bis zur 
nächsten oder übernächsten Sitzung des betreffenden Kollegiums, spätestens jedoch innerhalb einer Frist von drei Monaten 
zu behandeln, ansonsten ist ein Sachstandsbericht zu geben.  

(2) 1Dringlichkeitsanträge (vgl. § 22 Abs. 3 Satz 3 GeschO) sind spätestens am dritten Tag vor der Sitzung schriftlich beim/bei 
der Vorsitzenden einzureichen. 2Über die Zuerkennung der Dringlichkeit im Sinne des § 27 Abs. 2 Satz 2 GeschO wird nach 
Anhörung je eines/r Redners/in für und gegen die Dringlichkeit des Antrags abgestimmt. 3Wird die Dringlichkeit verneint, wird 
der Antrag nach Absatz 1 behandelt. 

(3) Soweit ein Antrag bereits vor der Behandlung durch das zuständige Kollegium eine Untersuchung von nicht unerheblichem 
Bearbeitungsaufwand für die Verwaltung erforderlich macht, muss das zuständige Kollegium der Verwaltung hierzu einen 
entsprechenden Auftrag erteilen. 

(4) 1Soweit ein Antrag Ausgaben verursacht, die nicht im Haushaltsplan veranschlagt sind (Finanzanträge), sind gleichzeitig 
Deckungsvorschläge zu unterbreiten (Art. 66 GO). 2Andernfalls wird der Antrag nicht behandelt. 

(5) Anträge zur Geschäftsordnung oder einfache Sachanträge im Rahmen der Tagesordnung (insbesondere Änderungs- und 
Zusatzanträge, Anträge auf Rücknahme eines Antrags) können während der Sitzung auch mündlich gestellt werden. 

(6) Die schriftlich eingereichten Anträge werden den Fraktionen, Ausschussgemeinschaften, Gruppen sowie weiteren 
Stadtratsmitgliedern (Einzelstadträte) zugeleitet. 

 
§ 34  Reihenfolge bei der Abstimmung 
(1)  1Die Abstimmung erfolgt am Schluss der Beratung über den Sachantrag oder über den Geschäftsordnungsantrag. 2Die 

Beratung wird vom/von der Vorsitzenden geschlossen. 
(2)  Stehen mehrere Anträge zur Abstimmung, wird über sie in der nachstehenden Reihen-folge abgestimmt: 
1. Anträge zur Geschäftsordnung in der Reihenfolge des § 40 GeschO, 
2. Anträge, die mit dem Beschluss eines vorberatenden Ausschusses übereinstimmen, sofern hierzu keine Änderungs- oder 

Zusatzanträge von ehrenamtlichen Stadtratsmit-gliedern oder Berichterstattern/innen gestellt werden, 
3. Anträge von ehrenamtlichen Stadtratsmitgliedern; bei Vorliegen mehrerer Anträge zu demselben Abstimmungsgegenstand 

wird in der Reihenfolge abgestimmt, in der sie gestellt sind, soweit nicht sachliche Gesichtspunkte eine andere Reihenfolge 
zweckmäßig erscheinen lassen, insbesondere falls ein Antrag als weitergehend zu qualifizieren ist; als weitergehend ist 
insbesondere derjenige Antrag anzusehen, dessen Erfüllung einen größeren Aufwand erfordert oder eine einschneidendere 
Maßnahme zum Gegenstand hat oder durch dessen Annahme oder Ablehnung die übrigen Anträge erledigt sind; bei der 
Abstimmung über Zahlen wird über die höchste Zahl zuerst abgestimmt, 

4. Anträge der Berichterstatter/innen. 
(3) Bei Meinungsverschiedenheiten bezüglich der Reihenfolge i.S.v. Absatz 2 entscheidet das jeweilige Kollegium. 
 
IV.  Anträge zur Geschäftsordnung 
§ 35  Vertagung eines Tagesordnungspunkts 
(1)  Der Stadtrat und die Ausschüsse können auf Antrag die Beratung oder die Beschlussfassung über einen Tagesordnungspunkt 

vertagen. 
(2)  1Der Antrag kann vor und während der Beratung jedes Tagesordnungspunkts gestellt werden. 2Zur Sache darf nicht mehr 

gesprochen werden. 3Weitere Wortmeldungen sind bis zur Beendigung der Beschlussfassung über den 
Geschäftsordnungsantrag nicht mehr zulässig. 4Auf ihr Verlangen sind dem/der Antragsteller/in des Sachantrags, dem/der 
Berichterstatter/in und dem/der Mitberichterstatter/in vor der Abstimmung das Wort zu erteilen sowie je ein Redebeitrag für 
und gegen den Antrag zuzulassen. 

(3)  Wird der Antrag abgelehnt, darf er im Lauf der Beratung dieses Tagesordnungspunkts nicht wiederholt werden. 
(4)  Wird Vertagung beschlossen, wird die Beratung sofort geschlossen und durch Beschluss festgelegt, bis zu welchem Zeitpunkt 

die weitere Behandlung zu erfolgen hat. 
 
§ 36  Verweisung an einen Ausschuss 
(1)  Der Stadtrat kann auf Antrag die Beratung über einen Tagesordnungspunkt an einen Ausschuss verweisen. 
(2)  § 35 Abs. 2 und 3 GeschO findet Anwendung. 
(3)  An die Ausschüsse verwiesene Angelegenheiten sollen in der nächsten Sitzung des zuständigen Ausschusses behandelt 

werden. 
 
§ 37  Schluss der Beratung 
(1)  1Auf Antrag kann die Beratung über einen Tagesordnungspunkt vorzeitig beendet werden. 2Der Antrag kann nur durch ein 

Stadtratsmitglied gestellt werden, das sich nicht bereits an der Beratung als Redner/in beteiligt hat. 
(2)  1Der Antrag kann erst gestellt werden, wenn alle Fraktionen, Ausschussgemeinschaften (soweit diese eine übereinstimmende 

Position äußern), Gruppen und fraktionsfreien Stadtratsmitglieder Gelegenheit hatten, zur Sache zu sprechen. 2Im übrigen 
findet § 35 Abs. 2 Sätze 2, 3 und 4 GeschO Anwendung. 

(3) Bei Ablehnung des Antrags auf Schluss der Beratung wird die Beratung fortgesetzt. 
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§ 38  Schluss der Redeliste 
(1) 1Der Stadtrat kann auf Antrag beschließen, dass nur noch diejenigen Stadtratsmitglieder das Wort ergreifen können, die sich 

zur Antragstellung zu Wort gemeldet haben und vom/ von der Vorsitzenden in die Rednerliste aufgenommen wurden. 2Der 
Antrag kann nur durch ein Stadtratsmitglied gestellt werden, das sich nicht bereits an der Beratung als Redner/in beteiligt hat. 

(2) § 37 Abs. 2 Satz 1 und § 35 Abs. 2 Sätze 2, 3 und 4 GeschO finden Anwendung. 
 
§ 39  Handhabung der Geschäftsordnung 
Für die Behandlung aller übrigen Geschäftsordnungsanträge, insbesondere der Anträge, welche die Beanstandung der 
Ordnungsmäßigkeit des Geschäftsgangs zum Gegenstand haben, gilt § 35 Abs. 2 GeschO. 
 
§ 40  Reihenfolge der Behandlung 
Gleichzeitig vorliegende Anträge zur Geschäftsordnung werden in folgender Reihenfolge behandelt: 
1. Antrag zur Handhabung der Geschäftsordnung (vgl. § 39 GeschO) 
2. Antrag auf Vertagung (vgl. § 35 GeschO) 
3. Antrag auf Verweisung an einen Ausschuss (vgl. § 36 GeschO) 
4. Antrag auf Schluss der Beratung (vgl. § 37 GeschO) 
5. Antrag auf Schluss der Redeliste (vgl. § 38 GeschO) 
 
V.  Beschlussfassung 
§ 41  Beschlussfähigkeit 
(1) Die Kollegien sind beschlussfähig, wenn sämtliche Mitglieder ordnungsgemäß geladen sind und die Mehrheit der Mitglieder 

anwesend und stimmberechtigt ist (Art. 47 Abs. 2 GO). 
(2) Der/die Vorsitzende hat sich jeweils vor der Beschlussfassung über einen Tagesordnungspunkt zu überzeugen, ob die 

Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
(3) 1Bei gemeinsamen Sitzungen von Ausschüssen findet die Abstimmung jeweils getrennt für jeden Ausschuss statt; die 

Beschlussfähigkeit beurteilt sich in diesem Fall für jeden Aus-schuss gesondert. 2Gehört ein Stadtratsmitglied mehreren 
Ausschüssen an, zählt es hinsichtlich Beschlussfähigkeit und Stimme in allen Ausschüssen mit, in denen es Mitglied ist. 

(4) Ist das Kollegium beschlussunfähig, kann die Sitzung vom/von der Vorsitzenden längstens bis zum Ablauf einer Stunde 
unterbrochen werden, sofern bis dahin die Beschlussfähigkeit des Kollegiums zu erwarten ist. 

(5) 1Wird der Stadtrat zum zweiten Mal zur Verhandlung über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. 2Bei der zweiten Einladung muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden 
(Art. 47 Abs. 3 GO). 

 
§ 42  Allgemeine Abstimmungsgrundsätze 
(1)  1Grundsätzlich wird über jeden Tagesordnungspunkt insgesamt abgestimmt. Über einzelne Teile eines Antrags ist getrennt 

abzustimmen, wenn dies auf Antrag beschlossen wird oder der/die Vorsitzende eine Teilung der Fragen vorgenommen hat 
(Teilabstimmung). 2Wenn über einzelne Teile eines Antrags getrennt abgestimmt wurde, ist auch noch über den 
Gesamtantrag abzustimmen (Schlussabstimmung), soweit nicht alle Teilanträge abgelehnt worden sind. 

(2)  1Jeder Tagesordnungspunkt ist grundsätzlich einzeln zur Abstimmung zu stellen. Eine Sammelabstimmung (En-bloc-
Abstimmung) über mehrere - auch sachlich nicht miteinander zusammenhängende Tagesordnungspunkte - ist zulässig, wenn 
alle Abstimmenden damit einverstanden sind. 2Eine Sammelabstimmung findet nicht statt bei Beschlüssen über Satzungen 
und Verordnungen. 

(3)  Der/die Vorsitzende stellt die Fragen zur Abstimmung so, dass sie sich mit „Ja“ oder „Nein“ beantworten lassen. 
(4)  1Die Beschlüsse werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefasst (Art. 51 Abs. 1 Satz 1 GO), soweit nicht durch Gesetz eine 

besondere Mehrheit vorgeschrieben ist. 2Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt (Art. 51 Abs. 1 Satz 2 GO). 
3Stimmenthaltung ist unzulässig (Art. 48 Abs. 1 Satz 2 GO).  

(5)  Über einen bereits zur Abstimmung gebrachten Antrag kann in derselben Sitzung die Beratung und Abstimmung nicht 
nochmals aufgenommen werden, es sei denn, alle Kollegiumsmitglieder einschließlich des/der Vorsitzenden sind damit 
einverstanden. 

 
§ 43 Durchführung der Abstimmung 
(1)  1Die Beschlüsse werden grundsätzlich in offener Abstimmung durch Handaufhebung gefasst. 2Die Abstimmung erfolgt vom 

Sitzplatz des Stadtratsmitglieds aus. 3Bestehen über das Ergebnis Zweifel oder wird von einem ehrenamtlichen 
Stadtratsmitglied eine Auszählung verlangt, wird die Abstimmung unter Feststellung der Ja- und Nein-Stimmen wiederholt. 
4Der/die Vorsitzende oder ein Viertel des Kollegiums können in besonderen Fällen oder wenn die Auszählung zweifelhaft ist, 
namentlich abstimmen lassen. 5Die namentliche Abstimmung erfolgt durch Aufruf der Stadtratsmitglieder in alphabetischer 
Reihenfolge, die mit „Ja“ oder „Nein“ antworten. 

(2)  Nach Beendigung der Abstimmung gibt der/die Vorsitzende das Abstimmungsergebnis bekannt und verkündet, ob der Antrag 
angenommen oder abgelehnt ist. 

(3)  Jedes Kollegiumsmitglied kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, wie es abgestimmt hat (Art. 54 Abs. 1 
Satz 3 GO). 

 
§ 44  Wahlen 
(1) 1Wahlen i.S.v. Art. 51 Abs. 4 GO werden in geheimer Abstimmung vorgenommen. 2Sie sind nur gültig, wenn sämtliche 

ehrenamtliche Stadtratsmitglieder unter Angabe des Gegen-stands geladen sind und die Mehrheit von ihnen anwesend und 
stimmberechtigt ist (Art. 51 Abs. 3 Satz 2 GO). 

(2) 1Zur Durchführung der Wahl und Feststellung des Wahlergebnisses wird ein Wahlausschuss gebildet. 2Dieser besteht aus 
dem/der Vorsitzenden sowie zwei von ihm/ihr auf Vorschlag der Fraktionen berufenen Stadtratsmitgliedern. 

(3) 1Ungültig sind Nein-Stimmen und leere Stimmzettel (Art. 51 Abs. 3 Satz 4 GO). 2Ungültig sind auch solche Stimmzettel, die 
den Namen der gewählten Person nicht eindeutig ersehen lassen. 3Die Stimmzettel dürfen nicht unterschrieben sein und 
keine Zusätze enthalten oder sonstige Kennzeichnungen tragen. 4Ist mindestens die Hälfte der abgegebenen Stimmen 
ungültig, ist die Wahl zu wiederholen (Art. 51 Abs. 3 Satz 5 GO). 

(4) 1Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen erhält (Art. 51 Abs. 3 Satz 3 GO). 2Ist die Mehrheit 
der abgegebenen Stimmen gültig und erhält keiner der Bewerber/innen mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen, tritt Stichwahl unter den beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmenzahlen ein (Art. 51 Abs. 3 Satz 6 GO). 3Dies 
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gilt auch, wenn nur zwei Bewerber zur Wahl stehen. 4Bei Stimmengleichheit in der Stichwahl entscheidet das Los (Art. 51 
Abs. 3 Satz 7 GO). 

(5) 1Haben im ersten Wahlgang mehr als zwei Bewerber die gleiche höchste Stimmenzahl erhalten oder stehen an zweiter Stelle 
zwei oder mehr Bewerber mit gleichen Stimmenzahlen, entscheidet das Los darüber, wer von ihnen mit gleicher Stimmenzahl 
in die Stichwahl kommt. 2Der Stadtrat schlägt ein Stadtratsmitglied zur Herstellung der Lose vor; das Los wird sodann von 
einem anderen Stadtratsmitglied gezogen. 

 
VI.  Abschlusshandlungen 
§ 45  Anfragen und Informationen nach Abschluss der Tagesordnung 
(1) 1Nach Erledigung der Tagesordnung können die ehrenamtlichen Stadtratsmitglieder in der Sitzung Fragen an die 

Berichterstatter/innen stellen. 2Die Anfragen sind kurz und sachlich zu fassen. 3Kann eine Frage nicht sofort beantwortet 
werden, ist sie möglichst in der nächsten Sitzung des Stadtrats oder des zuständigen Ausschusses zu beantworten. 4Soweit 
der/die Fragende einverstanden ist, kann die Frage auch schriftlich beantwortet werden. 5Eine Aussprache findet nicht statt. 

(2) 1Der/die Vorsitzende oder die Berichterstatter/innen informieren das zuständige Kollegium über aktuelle Angelegenheiten von 
allgemeinem Interesse. 2Hierzu kann eine Aussprache stattfinden. 

 
§ 46  Beendigung der Sitzung 
Der/die Vorsitzende erklärt die Sitzung nach Behandlung der Tagesordnung und etwaiger Anfragen und Informationen für beendet. 
 
VII.  Ordnungsbestimmungen 
§ 47  Sitzordnung im Stadtrat 
(1) 1Der/die Vorsitzende sitzt dem Kollegium gegenüber. 2Ihm/ihr zur Seite sitzen die weiteren Bürgermeister/innen, an die sich 

die berufsmäßigen Stadtratsmitglieder anschließen. 
(2) Die Sitzordnung für die konstituierende Sitzung des Stadtrats bestimmt der/die Oberbürgermeister/in. 
(3)  Über die endgültige Sitzordnung entscheidet der Stadtrat im Benehmen mit den Fraktionen, Ausschussgemeinschaften, 

Gruppen und weiteren Stadträten.  
 
§ 48  Handhabung der Ordnung (Nutzung elektronischer Medien, Ton- und Bildaufnahmen) 
(1) 1Der/die Vorsitzende ist berechtigt, Stadtratsmitglieder, die nicht zur Sache sprechen, beleidigende Ausführungen machen 

oder sonst gegen die parlamentarischen Gepflogenheiten verstoßen, zu rügen und im Wiederholungsfall zur Sache oder 
Ordnung zu rufen. 2Ergibt sich nach zweimaligem Sach- oder Ordnungsruf ein abermaliger Anlass zum Einschreiten, kann 
der/die Vorsitzende dem/der Redner/in das Wort entziehen.  

(2) 1Die Nutzung elektronischer Medien während der Sitzungen darf nur erfolgen, soweit durch sie eine aktive Sitzungsteilnahme 
nicht beeinträchtigt und der Sitzungsverlauf nicht gestört wird. 2Die Fertigung von Ton- und Bildaufnahmen jeder Art bedürfen 
der Zustimmung des Vorsitzenden und des Stadtrats; sie bedürfen bei Angelegenheiten nach dem Presserecht lediglich der 
Zustimmung des Oberbürgermeisters. 3Auf Verlangen eines einzelnen Mitglieds des Stadtrates sind sie hinsichtlich seiner 
Person zu unterlassen. 4Ton und Bildaufnahmen von Gemeindebediensteten und sonstigen Sitzungsteilnehmern sind nur mit 
deren Einwilligung zulässig.  

(3) 1Der/die Vorsitzende kann mit Zustimmung des Kollegiums Stadtratsmitglieder, die die Ordnung fortgesetzt erheblich stören, 
von der Sitzung ausschließen (Art. 53 Abs. 1 Satz 3 GO); hierzu gilt die Zustimmung als erteilt, wenn aus der Mitte des 
Kollegiums kein Widerspruch erhoben wird. 2Wird durch ein bereits von einer früheren Sitzung ausgeschlossenes Mitglied 
eines Kollegiums die Ordnung innerhalb von zwei Monaten neuerdings im selben Kollegium erheblich gestört, kann ihm die 
Teilnahme für zwei weitere Sitzungen dieses Kollegiums untersagt werden (Art. 53 Abs. 2 GO); hierüber entscheidet der 
Stadtrat. 

(4) 1Falls Ruhe und Ordnung im Sitzungssaal nicht anders wiederherzustellen sind, kann der/die Vorsitzende die Sitzung 
unterbrechen oder schließen. 2Eine unterbrochene Sitzung ist spätestens nach Ablauf einer Stunde fortzuführen. 3Die 
Beratung ist an dem Punkt, an dem die Sitzung unterbrochen wurde, fortzusetzen. 

(5) 1In Ausübung des Hausrechts kann der/die Vorsitzende Zuhörer, die den Verlauf der Sitzung durch Eingreifen in die 
Verhandlung, insbesondere durch Beifalls- oder Missfallensäußerungen, durch ungebührliches Verhalten oder in anderer 
Weise stören, zur Ordnung rufen. 2Er/sie kann einzelne oder bei allgemeiner Unruhe sämtliche Zuhörer von der Sitzung 
ausschließen (vgl. Art. 53 Abs. 1 Satz 2 GO). 

 
VIII.  Sitzungsniederschrift 
§ 49  Führung und Inhalt  
(1) 1Der Sitzungsdienst des Hauptamtes übernimmt die Schriftführung und erstellt die Niederschrift über die Sitzung eines 

Kollegiums. 2Die Niederschrift wird getrennt nach öffentlichen und nichtöffentlichen Tagesordnungspunkten geführt und 
vom/von der Vorsitzenden und dem/ der Schriftführer/in unterzeichnet (Art. 54 Abs. 2 Halbsatz 1 GO). 3Der/die 
Oberbürgermeister/in erhält die Niederschriften über die Sitzungen der Kollegien, in denen er/sie nicht den Vorsitz geführt 
hat, zu seiner/ihrer Kenntnis. 

(2) Die Niederschriften müssen folgende Angaben enthalten (vgl. Art. 54 Abs. 1 Satz 2 und 3 GO): 
1. den Tag und den Ort der Sitzung 
2. den Beginn, die Unterbrechung und das Ende der Sitzung 
3. die Namen des/der Vorsitzenden und der teilnehmenden berufsmäßigen Stadtratsmitglieder 
4. die Namen der anwesenden und der abwesenden Stadtratsmitglieder unter Angabe des Abwesenheitsgrunds sowie die 

Namen der anderen zur Beratung oder aus sonstigem Grund zugezogenen Personen 
5. die Namen der Berichterstatter/innen 
6. die behandelten Tagesordnungspunkte unter Darstellung des wesentlichen Inhalts des Vortrags des/der Berichterstatters/in 

und der Beratung 
7. die gestellten Anträge, die Anfragen und Informationen 
8. die gefassten Beschlüsse 
9. die Abstimmungs- und Wahlergebnisse 
10. auf Verlangen des Stadtratsmitglieds den etwaigen Vermerk, dass es an einer Abstimmung nicht teilgenommen (vgl. Art. 49 

GO) oder wie es abgestimmt hat (vgl. Art. 54 Abs. 1 Satz 3 GO) 
11. bei namentlicher Abstimmung als Beilage die Abstimmungsliste. 
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(3) 1Die Vorträge der Berichterstatter/innen werden in die Niederschrift aufgenommen, wenn sie im Wesentlichen nicht mit den 

schriftlichen Vorlagen übereinstimmen. 2Die Vorlagen sind der Niederschrift zusammen mit den Beratungsergebnissen, die 
von dem/der Vorsitzenden, den Berichterstattern/innen und dem/der Schriftführer/in zu unterzeichnen sind, beizugeben. 

(4) 1Die Niederschriften werden spätestens in der übernächsten Sitzung des jeweiligen Kollegiums zur Genehmigung vorgelegt 
(vgl. Art. 54 Abs. 2 Halbsatz 2 GO). 2Über die gegen den Inhalt der Niederschrift vorgebrachten Einwendungen entscheidet 
das jeweilige Gremium; Änderungen sind als Nachtrag zu der betreffenden Niederschrift aufzunehmen. 

(5) 1Als Hilfsmittel zur Erstellung der Niederschriften sollen in der Regel Tonträger in den Sitzungen verwendet werden. 2Die 
Aufzeichnungen werden spätestens nach Genehmigung der Niederschrift gelöscht. 

 
§ 49a Einsichtnahme und Abschriftenerteilung 
(1) 1Stadtratsmitglieder können jederzeit die Niederschriften über öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen einsehen und sich 

Abschriften der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse erteilen lassen (Art. 54 Abs. 3 Satz 1 GO). 2Abschriften von 
Beschlüssen, die in nichtöffentlicher Sitzung gefasst wurden, können sie verlangen, wenn die Gründe für die Geheimhaltung 
weggefallen sind. 3Dies gilt jedoch nicht für die Sitzungsniederschriften über Tagesordnungspunkte einer nichtöffentlichen 
Sitzung, von der sie wegen persönlicher Beteiligung ausgeschlossen waren (§ 5 Abs. 3). 

(2) 1Niederschriften über öffentliche Sitzungen werden den Stadtratsmitgliedern im Ratsinformationssystem zur Verfügung 
gestellt. 2Gleiches gilt für Beschlüsse, die in nichtöffentlicher Sitzung gefasst wurden, wenn die Gründe für die Geheimhaltung 
weggefallen sind; dies gilt nicht für die jeweilige über eine nichtöffentliche Sitzung erstellte Sitzungsniederschrift. 

 
IX.  Definitionen und Sonderbestimmungen 
§ 50  Bewirtschaftungsmaßnahmen 
(1) 1Bewirtschaftungsmaßnahmen sind Rechtshandlungen gegenüber Dritten, durch die Einnahmen oder Ausgaben der Stadt 

begründet oder nach Betrag und sonstigen Bedingungen festgesetzt werden, wie insbesondere beim Abschluss von Dienst-
, Werk-, Kauf-, Liefer-, Darlehens-, Miet- oder Pachtverträgen, bei der Bewilligung von Unterstützungen und Zuschüssen, bei 
der Festsetzung von kommunalen Steuern und Gebühren, bei der Anerkennung kommunaler Steuerverpflichtungen oder bei 
der Gewährung von Zahlungsnachsicht. 2Als Bewirtschaftungsmaßnahmen gelten auch Entscheidungen, die nicht 
unmittelbare (Dritten gegenüber vorzunehmende) Maßnahmen mit Zahlungsfolge betreffen, deren Durchführung aber solche 
Maßnahmen erfordern. 

(2)  Als tarifierte Bewirtschaftungsmaßnahmen gelten Bewirtschaftungsmaßnahmen zum Vollzug örtlicher und überörtlicher 
Vorschriften (z. B. Steuersatzungen, Steuergesetze, Gebührenordnungen, Besoldungsordnungen, Unterstützungsrichtsätze), 
wenn in diesen Vorschriften die Zahlung (Einnahme oder Ausgabe) nach Voraussetzung, Maß und Zeitpunkt in festen 
Beträgen oder eng begrenztem Rahmen festgelegt ist; das gilt auch für sogenannte technische Stundungen, die Umsetzung 
finanzamtlicher Grundlagenbescheide einschließlich der Aussetzung der Vollziehung und den Erlass von 
Nachzahlungszinsen zur Gewerbesteuer aufgrund freiwilliger Zahlungen im Rahmen des geltenden Anwendungserlasses der 
staatlichen Finanzverwaltung zur Abgabenordnung. 

(3)  1Der Geldwert einer Bewirtschaftungsmaßnahme wird durch deren voraussichtlichen Einnahme- oder Ausgabebetrag, bei 
wiederkehrenden Zahlungen durch die Summe der im laufenden und im anschließenden Rechnungsjahr zu erwartenden 
Beträge bestimmt. 2Bestehen über den Geldwert einer Bewirtschaftungsmaßnahme Zweifel, ist die zu erwartende oberste 
Wertgrenze maßgebend. 

 
§ 51  Anwendung der Betriebssatzungen der Eigenbetriebe und der Dienstordnung der Hessing Stiftung 
Soweit die Bestimmungen der Betriebssatzungen für die Eigenbetriebe der Stadt Augsburg (i.V.m. Art. 88 GO) oder die 
Bestimmungen der Dienstordnung für die Hessing Stiftung von dieser Geschäftsordnung abweichen, gelten die dort festgelegten 
Regelungen. 
 
§ 51 a Rechnungsprüfungsausschuss 
(1) Für den Rechnungsprüfungsausschuss (§ 9 Abs.1 Ziffer 9) gelten abweichend von den Regelungen der Geschäftsordnung 

folgende Regelungen: 
a) Den Vorsitz dieses Ausschusses führt das hierfür vom Stadtrat bestimmte Stadtratsmitglied (Art. 103 Abs. 2 GO). 
b) Berichterstatter/in ist die/der Leiter/in des städtischen Rechnungsprüfungsamtes. 
c) Der/die Ausschussvorsitzende beruft die Mitglieder des Ausschusses zu den Sitzungen ein. 
d) Der/die Ausschussvorsitzende setzt die Tagesordnung vorläufig fest. 
e) Der/die Ausschussvorsitzende oder das zur Stellvertretung berufene Ausschussmitglied eröffnet und leitet die Sitzung. 
(2) Im Übrigen gilt die Geschäftsordnung entsprechend. 
 
§ 52  Bekanntmachungen 
Satzungen und Verordnungen werden durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Stadt Augsburg amtlich bekannt gemacht. 
 
X.  Schlussbestimmung 
§ 53  In-Kraft-Treten 
1Diese Geschäftsordnung tritt mit Wirkung vom 01.01.2017 in Kraft. 2Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung für den Stadtrat von 
Augsburg vom 20.02.2003 in der zuletzt gültigen Fassung außer Kraft. 
 
 
Augsburg, den 12.12.2016 
 
Dr. Kurt Gribl 
Oberbürgermeister 
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Anlage 2 zur Geschäftsordnung 2017 

Ämter, Betriebe und sonstige Einrichtungen  
für deren Geschäftsbereich Pfleger zu bestellen sind 

(§ 20 Geschäftsordnung) 
 

Geschäftsbereich  Anzahl der Pfleger 
 
Referat Oberbürgermeister 
Medien- und Kommunikationsamt         1 
Amt für Organisation und Informationstechnik, Hauptamt und Rathausverwaltung    1 
Personalamt           1 
Rechnungsprüfungsamt          1 
Amt für Statistik und Stadtforschung         1 
Gleichstellungsbeauftragte 1 
Büro für Bürgerschaftliches Engagement        1 
Zentrales Beteiligungsmanagement         1 
Hessing Stiftung           1 
 
Referat 1 
Kämmerei- und Steueramt mit Stadtkasse und Leihamt       1 
Forstverwaltung mit Unterer Jagdbehörde, Forstbetrieb, Verwaltung      1 
Amt für Wirtschaftsförderung          1 
Liegenschaftsamt           1 
 
Referat 2 
Umweltamt mit Unterer Wasserrechtsbehörde und Geschäftsstelle Agenda 21     1 
Amt für Grünordnung, Naturschutz und Friedhofswesen 
a) Grünordnung, Naturschutz          1 
b) Friedhofswesen           1 
Naturmuseum Augsburg          1 
Fachstelle für Integration und interkulturelle Arbeit       1 
Eigenbetrieb Abfallwirtschafts- und Stadtreinigungsbetrieb       1 
 
Referat 3 
Amt für Soziale Leistungen, Senioren und Menschen mit Behinderung     1 
Amt für Kinder, Jugend und Familie         1 
Wohnungs- und Stiftungsamt          1 
Eigenbetrieb Altenhilfe Augsburg         1 
Anna-Hintermayr-Stift, St. Servatiusstift         1 
Jakobsstift           1 
Parit. Hospitalstift (inkl. früheres Altenheim St. Margareth)       1 
Sanderstift           1 
Sparkassenaltenheim          1 
 
Referat 4 
Schulverwaltungsamt mit Ausbildungsförderung und  
Gemeinsames Medienzentrum Stadt-Landkreis Augsburg       1 
Realschulen 
a) Agnes-Bernauer-Realschule         1 
b) Reischlesche Wirtschaftsschule         1 
Gymnasien 
a) Jakob-Fugger-Gymnasium         1 
b) Maria-Theresia-Gymnasium         1 
Berufsschulen 
a) Gewerbliche BS I und BS VII         1 
b) Gewerbliche BS II          1 
c) Hauswirtschaftliche BS III einschl. Berufsbildungszentrum  
für Hauswirtschaft, Textil-, Kinder- und Sozialpflege       1 
d) Kaufmännische BS IV und V         1 
e) Gewerbliche BS VI und Berufsoberschule        1 
Berufsfachschulen, Fachakademien 
a) Sing- und Musikschule Mozartstadt Augsburg        1 
Stadtbücherei           1 
Kindertagesbetreuung Stadt Augsburg         1 
 
Referat 5 
Kulturamt mit Bildungs- und Begegnungszentrum Zeughaus      1 
Stadtarchiv           1 
Kunstsammlungen und Museen Augsburg, Brecht Forschungsstelle      1 
Eigenbetrieb Theater Augsburg         1 
 
Referat 6 
Stadtplanungsamt           1 
Tiefbauamt, Eigenbetrieb Stadtentwässerung Augsburg       1 
Bauordnungsamt           1 
Geodatenamt mit Geschäftsstellen Gutachter- und Umlegungsausschuss     1 
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Hochbauamt           1 
 
Referat 7 
a) Bürgeramt, Fachbereich Verkehrsüberwachungs-und Ordnungsdienst     1 
b) Ausländerbehörde          1 
Standesamt           1 
Gesundheitsamt           1 
Amt für Verbraucherschutz und Marktwesen        1 
Amt für Brand- und Katastrophenschutz        1 
Sport- und Bäderamt          1 
 
 
 

Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
 
a) Stadt Augsburg, Baureferat, Zentralstelle Vergabewesen, Rathausplatz 1, Zi.-Nr. 548, 86150 Augsburg,  
E-Mail: vergabe.baureferat@augsburg.de 
b) Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
c) www.vergabe.bayern.de; Verg.-Nr. 660 16 W 05 01 
d) Ausführung von Bauleistungen im Stahlwasserbau einschl. Ausführungsplanung 
e) Augsburg, Lechwehr Hochablass 
f) Die Leistungen umfassen im Wesentlichen: 
Erneuerung einer gesamten Wehrwalze aus Stahl mit Antrieb / Getriebe (liefern und montieren), Durchmesser 2,0 m, Länge  
20,0 m einschl. aller erforderlichen Betonarbeiten. Lieferung und Montage der zugehörigen Elektro- und Steuerungstechnik. 
h) keine Lose 
i) Ausführungsbeginn: April 2017 mit Ausführungsplanung; Fertigstellungstermin: Dezember 2017 
j) Nebenangebote nicht zugelassen 
k) Anforderung siehe a) oder c) 
n) 21.02.2017, 10:00 Uhr 
o) Abgabe siehe a) oder c) 
p) Deutsch 
q) Mittwoch, 21.02.2017, 10:00 Uhr; siehe a) Bieter oder deren Bevollmächtigte 
r) Vertragserfüllungsbürgschaft in Höhe von 5 % der Auftragssumme einschl. der Nachträge. Gewährleistungsbürgschaft in Höhe 
von 2 % der Abrechnungssumme einschl. der Nachträge 
s) Zahlungsbedingungen gemäß Verdingungsunterlagen. Abschlags- und Schlusszahlungen nach § 16 VOB/B 
u) Für den Auftrag kommen nur Bieter in Betracht, die bereits Leistungen mit Erfolg ausgeführt haben, die mit den zu vergebenden 
Leistungen vergleichbar sind 
v) Die Bieter sind bis 24.03.2017 an ihr Angebot gebunden 
w) Sinne von § 31 VOB/A ist die VOB-Stelle der Regierung von Schwaben, Fronhof 10, 86152 Augsburg 
 
 
Stadt Augsburg 
Referat 6 
 
 
 

Inhaltsverzeichnis Amtsblatt 
Jahr 2016 

 
 

A 
 
Allgemeinverfügungen 

• Marktsonntag, 3. April 2016 Amtsblatt Nr. 9 Seite 57 
• der Stadt Augsburg, vertreten durch das Referat 7, gemäß §3 Abs. 2 

Satz 2 der Satzung über die Lechhauser Kirchweih vom 19.03.2015 Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 211 
• Marktsonntag, 25. September 2016 Amtsblatt Nr.  36 Seite 244 
• für ein Abbrennverbot von Feuerwerkskörpern der Kategorie 2 am 

31. Dezember 2016 (Silvester) und am 01. Januar 2017 (Neujahr) Amtsblatt Nr. 47 Seite 322 
• Vollzug des Landesstraf- und Verordnungsgesetzes (LStVG); Sicher- 

heitsrechtliche Allgemeinverfügung; Anlage 1 Lageplan Sperrzone; An- 
lage 2 Straßenverzeichnis Amtsblatt Nr.  51a Seite 361 

 
Verwertung von Altkleidercontainern Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 24 
Verwertung von Altkleidercontainern Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 123 
 
Ausbildung 

• Ausbildung zur Verwaltungswirtin / zum Verwaltungswirt Amtsblatt Nr.  5/6 Seite 27 
• Studium zur Diplom-Verwaltungswirtin (FH) zum Diplom-Verwaltungs- 

wirt (FH) Amtsblatt Nr.  13/14 Seite 88 
• Studium zur Diplom-Verwaltungsinformatikerin / zum Diplom- 

Verwaltungsinformatiker Amtsblatt Nr.  41/42 Seite 276 
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Öffentliche Ausschreibungen / Verhandlungsverfahren/Teilnahmewettbewerbe 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB 
Brandschutzsanierung RWS FOS MB I / Abgehängte Lamellendecke Amtsblatt Nr. 1/2 Seite 9 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Stadtmarkt, Ersatz der Dampfkesselanlage durch Fernwärme Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 16 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Wittelsbacher Schule; Erweiterungsbau Ganztagsschule; Bauhaupt- 
arbeiten Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 28 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Wittelsbacher Schule; Erweiterungsbau Ganztagsschule;  
Pfosten-Riegel-Fassade Amtsblatt Nr.  5/6 Seite 28 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Geh- und Radweg durch ehemaliges Schlachthofgelände Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 29 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Mobilitätsdrehscheibe Augsburg Hbf Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 29 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Rahmenvereinbarung über die Beschaffung von Schulmöbel Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 30 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Wittelsbacher Schule; Erweiterungsbau Ganztagsschule; Elektro- 
installationsarbeiten Amtsblatt Nr. 7 Seite 41 

• Verhandlungsverfahren/Teilnahmewettbewerb nach SektVO 
Mobilitätsdrehscheibe Augsburg Hbf. – Bauüberwachung Baubereich 
Mitte Amtsblatt Nr. 8 Seite 52 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Kauf eines Geräteträgers Amtsblatt Nr. 10 Seite 67 

• Offenes Verfahren nach SektVO 
Rohbauleistungen für unterirdisches Stadionsbauwerk, Neubau Stütz- 
wand und Neubau Bahnsteig F Amtsblatt Nr. 10 Seite 69 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Altes Stadtbad; Erneuerung der Lüftungsanlage BA II Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 76 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Deckenerneuerung B17 Oberbürgermeister-Müller-Ring Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 77 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
241 Kanalsanierung TWS Gebiet, Kriegshaber und Hochfeld Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 77 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Instandsetzung Tiefgarage Hinter der Metzg sowie Hochbrücke und Park- 
garage Leonhardsberg Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 78 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Stadt Augsburg: Ausbau der Maximilianstraße und der  
Heilig-Grab-Gasse Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 79 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Erneuerung Technische Gebäudeausrüstung; Tiefgarage hinter der Metzg 
und Parkgarage Leonhardsberg; Automatische Sprinkleranlagen Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 93 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Erneuerung Technische Gebäudeausrüstung; Tiefgarage hinter der Metzg 
und Parkgarage Leonhardsberg; Automatische Sprinkleranlagen Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 93 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Erneuerung Technische Gebäudeausrüstung; Tiefgarage hinter der Metzg 
und Parkgarage Leonhardsberg Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 93 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Ersatzneubau St. Servatius-Stift; Elementfassade Metall (Aluminium) Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 113 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Bertolt-Brecht-Realschule; EDV-Vernetzung Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 121 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Agnes-Bernauer-Realschule; EDV-Vernetzung Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 122 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Erneuerung Stützwand Martinistraße  Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 132 

• Kanalbau B-Plan 461 Martini Park Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 132 
• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 

Teilöffnung der Deponie Augsburg Amtsblatt Nr. 21/22 Seite 141 
• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 

Teilöffnung der Deponie Augsburg Holzsteg Amtsblatt Nr. 23 Seite 146 
• Ausschreibung Gastronomie im Kulturhaus Kresslesmühle Amtsblatt Nr. 23 Seite 147 
• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 

Deckenerneuerung Friedberger Str. und Dr.-Grandel-Str. Amtsblatt Nr. 24 Seite 153 
• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 

Hauptfeuerwache Augsburg, TTB, Fassadenarbeiten Amtsblatt Nr.  25/26 Seite  167 
• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 

Berufsschule 6, EDV-Vernetzung Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 168 
• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 

Waschhalle Straßenreinigungsdepot Ost Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 168 
• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 

Sanierung Wasserschaden Aula RWS/ FOS Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 169 
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• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Kanalbauarbeiten Innovationspark Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 169 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Gymnasium St. Anna Umbau von naturwissenschaftlichen 
Fachräumen  Amtsblatt Nr. 27/28 Seite 178 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Kooperative Berufsintegrationsklasse an der Städtischen 
Berufsschule II und III Amtsblatt Nr.  27/28 Seite 179 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Kooperative Berufsintegrationsklasse an der Städtischen 
Berufsschule I Amtsblatt Nr. 27/28 Seite 179 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Schulversuch – zweijährige Integrationsmaßnahme an der 
Reischleschen Wirtschaftsschule Amtsblatt Nr. 27/28 Seite 179 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Erstellung eines qualifizierten Mietpreisspiegels Amtsblatt Nr.  27/28 Seite 180 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A –  
BKK Stadt Augsburg; (Einkaufsverbund der Krankenkassen); 
Unterhalts- und Glasreinigung Amtsblatt Nr. 27/28 Seite 180 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
VS Vor dem Roten Tor – Neubau Mensa und Sporthalle, Rote Torwall- 
straße 14, Abbrucharbeiten II Amtsblatt Nr.  29/30 Seite 188 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Theater Augsburg – Freilichtbühne, Bestuhlung, Austausch von Sitz- 
schalen auf den Zuschauertribünen Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 188 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Lieferung von Plakatständer Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 189 

• Offenes Verfahren nach SektVO 
Mobilitätsdrehscheibe Augsburg Hbf. – VE 2215 Abzweigbauwerk BT 4a, 
Rohbau/Betonarbeiten/Erdarbeiten Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 189 

• Offenes Verfahren nach SektVO 
Mobilitätsdrehscheibe Augsburg Hbf. – VE 6100 Container-City, Los 1-6 Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 189 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Landschaftsbauarbeiten, Grünanlage Sullivan Park Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 212 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Neubau Mensa und Sporthalle – Rohbauarbeiten, VS Vor dem roten Tor Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 212 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Beschaffung von zwei Gerätewagen Logistik L1 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 231 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Grünanlage Sullivan Park; Landschaftsbauarbeiten Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 231 

• Verhandlungsverfahren/Teilnahmewettbewerb nach SektVO 
Leitungsbau – Rahmenverträge für 2017 – 2019 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 233 

• Verhandlungsverfahren/Teilnahmewettbewerb nach SektVO 
Bedarfsorientiere Unterhaltsreinigung, Fenster-/Glasreinigung und  
Schmutzfangmattenservice Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 234 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Beschaffung einer Hubarbeitsbühne Amtsblatt Nr. 35 Seite 239 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOB/A 
Ersatzneubau St. Servatius-Stift; Innenputz Amtsblatt Nr. 35 Seite 239 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Beschaffung von 2 Müllwagen-Aufbauten-Pressplattensystem- , 
aws Augsburg Amtsblatt Nr. 36 Seite 248 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Beschaffung von 2 Müllwagen-Auromatik-Hubkippvorrichtungen, 
aws Augsburg Amtsblatt Nr. 36 Seite 249 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Beschaffung von 1 Lkw-Kipper mit Winterdienstausrüstung Amtsblatt Nr. 36 Seite 249 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Beschaffung von 1 Silostreugerät – Kombi-Streumaschine –  
für Lkw-Kipper Amtsblatt Nr. 36 Seite   249 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Beschaffung von 1 Sperrmüllwagen-Absetzmuldensammelfahrzeug-Aufbau, 
aws Augsburg Amtsblatt Nr. 36 Seite   250 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Beschaffung 1 Müllwagen-Hubkippvorrichtung f. Absetzmuldensammelfahr- 
zeug, aws Augsburg Amtsblatt Nr. 36 Seite   250 

• Offenes Verfahren nach SektVO 
Mobilitätsdrehscheibe Augsburg Hbf. – VE 6101 Container-City – Mobile 
Raumeinheiten Amtsblatt Nr. 36 Seite 251 

• Gastronomiebetrieb im Familienbad am Plärrer in Augsburg neu zu  
verpachten Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 254 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Beschaffung von Betriebsausstattung; Lkw-Kipper – Vorbereitung für  
Ladekran Montage Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 267 
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• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Klärwerk Augsburg – Biologische Reinigung – Erneuerung von  
2 Turboverdichtern – BA 2 Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 292 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
VS Vor dem Roten Tor – Neubau Mensa und Sporthalle; Fenster- 
und Fassadenarbeiten Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 292 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
VS Vor dem Roten Tor – Neubau Mensa und Sporthalle;  
Rohbauarbeiten II Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 293 

• Ausschreibung Gastronomie Stadtbücherei Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 294 
• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 

Barrierefreier Haltestellenausbau – Linie 3 Süd, Straßen- und 
Tiefbauarbeiten Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 296 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Vorgehängte Beton-FT-Fassade- Volksschule Vor dem Roten Tor, 
Neubau Mensa mit Sporthalle Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 296 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Reinigung von Straßensinkkästen im Stadtgebiet Augsburg, 
Gebiet Mitte Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 297 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Reinigung von Straßensinkkästen im Stadtgebiet Augsburg, 
Gebiet Nord Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 297 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Reinigung von Straßensinkkästen im Stadtgebiet Augsburg, 
Gebiet Süd Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 297 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOL/A 
Abholung, Aufbereitung und ordnungsgemäße stoffliche Verwertung 
von Grüngut Amtsblatt Nr. 48 Seite 338 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Sanierung Proviantbachbrücke, Otto-Lindenmayer-Straße Amtsblatt Nr. 48 Seite 338 

• Verhandlungsverfahren/Teilnahmewettbewerb nach SektVO 
Lieferleistung Schienen/Gleise für die Linie 2 Süd zwischen  
Schertlinstraße und Schafweidstraße Amtsblatt Nr. 48 Seite 339 

• Offenes Verfahren nach SektVO 
Mobilitätsdrehscheibe Augsburg Hbf. – VE 2216 Unterfahrung 
Empfangsbebäude, TA Rückbau u. bauzeitliche Maßnahmen Amtsblatt Nr. 48 Seite 339 

• Öffentliche Ausschreibung gemäß VOL/A 
Übernahme und Verwertung von Altholz Amtsblatt Nr. 51 Seite 359 

• Offenes Verfahren nach SektVO 
Lieferleistung Gleiskreuzung für die Linie 2 Süd / Localbahn Amtsblatt Nr. 52 Seite 375 

• Öffentliche Ausschreibung nach VOB/A 
Sanierung Walzenwehr Hochablass Amtsblatt Nr. 52 Seite 393 

 

B 
 
Baugenehmigungen/Vorbescheide gemäß Art. 66 Abs. 2 Satz 4 und 5 Bayerische Bauordnung (BayBO) 

• Bahnhofstr. 19 Amtsblatt Nr. 1/2 Seite 6 
• Max-Gutmann-Str. 3 u. 5 Amtsblatt Nr. 1/2 Seite 7 
• Schönbachstr. 15 Amtsblatt Nr. 1/2 Seite  7 
• Tattenbachstr. 10 Amtsblatt Nr: 1/2 Seite 8 
• Donauwörther Str. 284 Amtsblatt Nr. 1/2 Seite 8 
• Kirchbergstr. 5 Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 17 
• Radetzkystr. 9 Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 17 
• Wertachstr. 29 a Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 18 
• Brixener Str. 11 Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 18 
• Alfred-Nobel-Str.  Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 30 
• Hammerschmiedweg 20 a Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 31 
• Frauentorstr. 44 Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 31 
• Wankstr. 11 a Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 32 
• Oberländerstr. 10c Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 33 
• Jakoberstr. 24 und 26, Fuggerei 56 Amtsblatt Nr. 7 Seite 38 
• Kurt-Schumacher-Str. 68 a Amtsblatt Nr. 7 Seite 38 
• Reichenbachstr. 16 Amtsblatt Nr. 7 Seite 39 
• Olympiastr. Amtsblatt Nr. 7 Seite 39 
• Meraner Str. Amtsblatt Nr. 8 Seite 50 
• Yorkstr. 70 Amtsblatt Nr. 9 Seite 58 
• Neuburger Str. 171 Amtsblatt Nr. 9 Seite 58 
• Blücherstr. 4 Amtsblatt Nr. 10 Seite 67 
• Gögginger Str. 30 Amtsblatt Nr. 10 Seite 68 
• Gögginger Str. 98 Amtsblatt Nr. 10 Seite 68 
• Gubener Str.1 Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 72 
• Stettenstr. 1+3 Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 73 
• Stadtberger Str. 39 a Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 73 
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• Goethestr. 3 i Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 74 
• Donauwörther Str. 220 Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 75 
• Max-Josef-Metzger-Str. 21 Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 75 
• Otto-Lindenmeyer-Str. 19 Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 76 
• Akeleistr. 1 – 5 Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 89 
• Augsburger Str. 5 und 5 ½ Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 90 
• Körnerstr. 3 – 3 a Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 91 
• Jakoberwallstr. 47 a Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 91 
• Kargstr. 13 Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 92 
• Kargstr. 15 Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 92 
• Feuerhausstr. 1 Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 107 
• Kobelweg 12 ½ Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 108 
• Bismarckstr. 19 Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 109 
• Mittelfeldstr. 51, Neue Str. 14 Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 109 
• Herrenbachstr. 44 Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 110 
• Donauwörther Str. 284 Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 110 
• Donauwörther Str. 284 – 2. Bauabschnitt Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 111 
• Klinkerberg 2 Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 112 
• Donauwörther Str. 220 Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 112 
• Luther-King-Str. 55 – 55a Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 118 
• Riedinger Str. 26 c Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 118 
• Neuburger Str. 49 Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 119 
• Hofackerstr. 36 f Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 119 
• Chemnitzer Str. 8 Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 120 
• Klauckestr. 17 Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 121 
• Eberlestr. 36 Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 131 
• Inninger Str. 7 Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 131 
• Hochgratstr. 1 Amtsblatt Nr. 21/22 Seite 137 
• Frohsinnstr. 27 Amtsblatt Nr. 21/22 Seite 138 
• Lechhauser Str. 3 Amtsblatt Nr. 21/22 Seite 139 
• Friedberger Str. 153 Amtsblatt Nr. 21/22 Seite 139 
• Schallerstr. 8 Amtsblatt Nr. 21/22 Seite 140 
• Friedrich-List-Str. 7 Amtsblatt Nr. 21/22 Seite 140 
• Feuerhausstr. 17 Amtsblatt Nr. 23 Seite 146 
• Kapuzinergasse 15 a Amtsblatt Nr. 24 Seite 150 
• Hans-Watzlik-Str. 6 Amtsblatt Nr. 24 Seite 151 
• Bräuergäßchen 7 Amtsblatt Nr. 24 Seite 151 
• Sperlingstr. 2c Amtsblatt Nr. 24 Seite 152 
• Gögginger Str. 90-92b Amtsblatt Nr. 25/26 Seite  158 
• Heinrich-Hertz-Str. 9 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 159 
• Herzogstandstr. 29 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 160 
• Eibseestr. 19 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite  160 
• Am Pferseer Feld 30 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite  161 
• Haunstetter Str. 21 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 161 
• Rosenaustr. 24 a Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 162 
• Schleichermacherstr. 53 b Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 163 
• Willy-Brandt-Platz 1 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 164 
• Friedrich-Ebert-Str. 10 ½ Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 164 
• Ulmer Str. 43 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite  164 
• Habsburgstr. 40 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 165 
• Prinzstr. 18-22 Amtsblatt Nr. 25/25 Seite 166 
• Olympiastr. 8 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 166 
• Stettenstr. 28 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite  167 
• Uhlandstr. 15 Amtsblatt Nr. 27/28 Seite  177 
• Hermanstr. 25 Amtsblatt Nr. 27/28 Seite  177 
• Klinkerberg 20 Amtsblatt Nr. 27/28 Seite  178 
• Donauwörther Str. 170 Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 184 
• Schwangaustr. 9 Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 185 
• Hermann-Köhl-Str. 5 u. weitere Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 185 
• Schertlinstr. 13 Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 186 
• Gögginger Mauer 25 Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 186 
• Färberstr. 44 Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 187 
• Oblatterwallstr. 12-12a Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 215 
• Steinerne Furt 75 Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 216 
• Steinerne Furt 77 Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 217 
• Hunoldsgraben 28 Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 217 
• Bürgermeister-Ulrich-Str. 90 Amtsblatt Nr.- 31/32 Seite 218 
• Haunstetter Str. 73, Stauffenbergstr. 1+3 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 226 
• Friedberger Str. 126 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 226 
• Firnhaberstr. 20 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 227 
• Carl-Zeiss-Str. 1 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 227 
• Bürgermeister-Ulrich-Str. 90 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 228 
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• Peutingerstr. 13 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 229 
• Wachtelstr. 1 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 229 
• Zollernstr. 73 b Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 230 
• Bärenstr. 44 – 54 Amtsblatt Nr. 35 Seite 237 
• Hirblinger Str. 133 Amtsblatt Nr. 35 Seite 238 
• Armenhausgasse 17 a Amtsblatt Nr. 36 Seite 246 
• Ganghoferstr. 7 Amtsblatt Nr. 36 Seite 247 
• Bauernfeindstr. 28 ½ Amtsblatt Nr. 36 Seite 247 
• Willy-Brandt-Platz 1 Amtsblatt Nr. 36 Seite 248 
• Friesenstr. 8 Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 254 
• Oblatterwallstr. 18 Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 255 
• Blücherstr. 4 Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 255 
• Wallnerstr. 5 a Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 256 
• Kurt-Schumacher-Str. 64 a Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 257 
• Kurt-Schumacher-Str. 64 b Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 257 
• Kurt-Schumacher-Str. 64 c Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 258 
• Kurt-Schumacher-Str. 64 d Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 258 
• Peter-Henlein-Str. 21 – 25 Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 259 
• Innere Uferstr. 22 a Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 263 
• Eichleitnerstr. 18 ½ Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 264 
• Kantstr. 91 Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 264 
• Döllgaststr. 6 Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 265 
• Hofgartenstr. 8 ½ Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 266 
• Stettenstr. 30 Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 266 
• Hirblinger Str. 125 e Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 277 
• Hirblinger Str. 125 f Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 277 
• Donauwörther Str. 71 – 77 Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 278 
• August-Wessels-Str. 30 g Amtsblatt Nr. 41/42 Seite  278 
• Aprikosenweg 5 Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 279 
• Weiherstr. 23 a Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 289 
• August-Wessels-Str. 30 Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 290 
• Füssener Str. 20 Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 291 
• Friedberger Str. 3 Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 291 
• Barthshof 3 Amtsblatt Nr. 45/49 Seite 310 
• Bräuergäßchen 1 Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 311 
• Karrengäßchen 6 Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 312 
• Erna-Wachter-Str. 8 Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 312 
• Lechhauser Str. 4 Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 313 
• Königsbrunner Str. 1 Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 314 
• Bürgermeister-Aurnhammer-Str. 14 Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 314 
• Auenweg 24 – 24 b Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 315 
• Hirblinger Str. 28 Amtsblatt Nr. 47 Seite 325 
• Donauwörther Str. 28 Amtsblatt Nr. 47 Seite 326 
• Eibseestr. 5 a – 5 b Amtsblatt Nr. 48 Seite 337 
• Max-Josef-Metzger-Str. 5 Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 348 
• Prinz-Karl-Weg 15, 15 a, 17, 17 a Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 348 
• Kurt-Bösch-Str.  Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 349 
• Körnerstr. 10 b Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 349 
• Aindlinger Str. 16 Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 350 
• Bürgermeister-Aurnhammer-Str. 10 Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 351 
• Siedlung des Volkes 4 Amtsblatt Nr.  52 Seite 373 
• Morellstr. 20 Amtsblatt Nr.  52 Seite 374 

 
Bebauungspläne / Flächennutzungspläne 

• Aufstellung Bebauungsplan (BP) Nr. 278; „Südlich der Stuttgarter Straße, 
zwischen Meierweg und Donauwörther Straße“ – Inkrafttreten - Amtsblatt Nr. 1/2 Seite 2 

• Änderung Flächennutzungsplan mit integrierter Landschaftsplanung (FNP) 
für den Bereich „Südlich der Nagahama-Allee, zwischen Fichtelbach und  
Hanreiweg“ im Planungsraum Innenstadt; Öffentliche Auslegung gemäß 
§ 3 Abs.2 Baugesetzbuch (BauGB) Amtsblatt Nr. 1/2 Seite 3 

• Veränderungssperre Nr. 634 B-1 zur Änderung des Bebauungsplanes Nr. 634 B, 
„Nördlich der Derchinger Straße“ – 1. Verlängerung – Inkrafttreten Amtsblatt Nr. 7 Seite 36 

• Veränderungssperre Nr. 634 D-1 zur Änderung des Bebauungsplanes Nr. 634 D, 
„Westlich der Pöttmeser Straße“ – 1. Verlängerung – Inkrafttreten Amtsblatt Nr. 7 Seite 37 

• Aufstellung Bebauungsplan (BP) Nr. 454, „Beidseits der Jakoberstraße“, 
Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß §3 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB) Amtsblatt Nr. 8 Seite 44 

• Veränderungssperre Nr. 454-2 zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 454, 
„Beidseits der Jakoberstraße“ – Erneuter Erlass – Inkrafttreten Amtsblatt Nr. 8 Seite 45 

• Aufstellung Bebauungsplan (BP) Nr. 461 „Südlich der Nagahama-Allee, 
zwischen Schäfflerbachstraße und Hanreiweg“; Öffentliche Auslegung 
gemäß §3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) Amtsblatt Nr. 8 Seite 46 
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• Aufstellung Bebauungsplan (BP) Nr. 653, „Nördlich und östlich der  
Leipziger Straße“; Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. Baugesetz- 
buch (BauGB) Amtsblatt Nr. 9 Seite 54 

• Aufstellung Bebauungsplan (BP Nr. 865; „An der Königsbrunner Straße, 
Inninger Straße, Landsberger Straße und Tattenbachstraße“; Erneute  
öffentliche Auslegung gemäß § 4a Abs. 3 i. V. m § 3 Abs. 2 Baugesetz- 
buch (BauGB) Amtsblatt Nr. 9 Seite 56 

• Aufstellung Bebauungsplan (BP) Nr. 659 I; „Nördlich der Meraner Straße, 
westlich der Bozener Straße“ mit integriertem Grünordnungsplan 
- Inkrafttreten - Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 84 

• Aufstellung Bebauungsplan (BP) Nr. 872 A; „Zwischen Waldstraße und 
Döllgaststraße“ mit integriertem Grünordnungsplan im beschleunigten 
Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch (BauGB) Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 85 

• Änderung Flächennutzungsplan mit integrierter Landschaftsplanung (FNP) 
für den Bereich „Singoldstraße / Wernhüterstraße“ im Planungsraum 
Lechhausen Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 86 

• 2. Verlängerung der Veränderungssperre Nr. 653-1 zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 653, „Nördlich und östlich der Leipziger Straße“ 
-Inkrafttreten -  Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 117 

• Änderung Flächennutzungsplan mit integrierter Landschaftsplanung (FNP) 
für den Bereich „Nördlich der Bürgermeister-Ackermann-Straße, östlich 
der Grenzstraße“; im Planungsraum Kriegshaber; Bekanntmachung 
Änderungsbeschluss sowie Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß 
§ 3 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 125 

• Aufstellung Bebauungsplan (BP Nr. 868; „Zwischen Stadtgarten und Elisen- 
straße“ (bisherige Bezeichnung: Zwischen Rosenaustraße und Elisenstraße“); 
Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 126 

• Änderung der Veränderungssperre zur Aufstellung des Bebauungsplanes (BP) 
Nr. 868; „Zwischen Stadtgarten und Elisenstraße“ (bisherige Bezeichnung: 
„Zwischen Rosenaustraße und Elisenstraße“) – Inkrafttreten - Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 128 

• Aufstellung Bebauungsplan (BP) Nr. 289 A; „Zwischen Christian-Dierig-Straße 
und Eberlestraße“ mit integriertem Grünordnungsplan im beschleunigten  
Verfahren nach § 13 a Baugesetzbuch (BauGB); Bekanntmachung Änderungs- 
und Aufstellungsbeschluss sowie Frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung  
gemäß §3 Abs. 1 BauGB Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 129 

• Erweiterung Untersuchungsgebiet „Oberhausen-Nord“; Einleitung und  
Durchführung von ergänzenden Vorbereitenden Untersuchungen für den  
Bereich „Hofer Straße“ - Bekanntmachung des Einleitungsbeschlusses  
gemäß § 141 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) - Amtsblatt Nr. 21/22 Seite  136 

• Aufstellung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 455, „Beidseits der Wertachstraße“ 
im vereinfachten Verfahren nach §13 Baugesetzbuch (BauGB); - Öffentliche 
Auslegung gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 und § 3 Abs. 2 BauGB - Amtsblatt Nr. 24 Seite 149 

• Aufstellung des Bebauungsplans (BP) Nr. 219 D, „Nördlich der  
Bürgermeister-Ackermann-Straße, östlich der Grenzstraße“, mit integriertem 
Grünordnungsplan – Bekanntmachung des Änderungs- und Aufstellungs- 
beschlusses gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB) sowie 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB Amtsblatt Nr. 27/28 Seite 174 

• Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 653, „Nördlich und östlich der 
Leipziger Straße“, mit integriertem Grünordnungsplan –  
Inkrafttreten gemäß § 10 Abs. 3 BauGB Amtsblatt Nr.  27/28 Seite 175 

• Aufstellung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 454, „Beidseits der Jakoberstraße“ 
– Öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 207 

• Aufstellung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 228 B, „Reese Kaserne, Teilbereich 
südlich der Ulmer Straße“, mit integriertem Grünordnungsplan im beschleu- 
nigten Verfahren gemäß §13a Baugesetzbuch (BauGB) – Bekanntmachung des  
Änderungs- und Aufstellungsbeschlusses gemäß §2 Abs. 1 Satz 2 BauGB sowie 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß §3 Abs. 1 BauGB -  Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 209 

• Aufstellung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 865, „An der Königsbrunner Straße, 
Inninger Straße, Landsberger Straße und Tattenbachstraße“ – Inkrafttreten gemäß 
§ 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) -  Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 210 

• Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß Art. 66 Abs. 4 BayBO in Verbindung mit  
Art. 15 SEVESO-III-Richtlinie; Neubau einer Wohnanlage mit Tiefgarage 
(Haus 1 bis Haus 4) Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 215 

• Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß Art. 66 Abs. 4 BayBO in Verbindung mit  
Art. 15 SEVESO-III-Richtlinie; Neubau eines Parkhauses und Abbruch erdüber- 
deckter Gastanks (Parkhaus = Großgarage) Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 225 

• Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß Art. 66 Abs. 4 BayBO in Verbindung mit  
Art. 15 SEVESO-III-Richtlinie; Neubau für Theaterwerkstätten und Umnutzung 
und Sanierung des historischen Ofenhauses (auf dem Gelände des Gaswerks 
Augsburg) Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 225 

• Änderung des Flächennutzungsplanes mit integrierter Landschaftsplanung (FNP) 
für den Bereich „Südlich der Nagahama-Allee, zwischen Fichtelbach und Hanreiweg“ 
im Planungsraum Innenstadt – Rechtswirksamkeit gemäß § 6 Abs. 5 Bau- 
gesetzbuch (BauGB) Amtsblatt Nr. 36 Seite 244 
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• Aufstellung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 461, „Südlich der Nagahama-Allee, 
zwischen Schäfflerbachstraße und Hanreiweg“, mit integriertem Grünordnungs- 
plan – Inkrafttreten gemäß § 10 Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) - Amtsblatt Nr. 36 Seite 245 

• Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 455, „Beidseits der Wertachstraße“ im 
vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB); - Inkrafttreten 
gemäß § 10 Abs. 3 BauGB - Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 262 

• Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 300, „Universität Augsburg – Medizinische 
Fakultät“, mit integriertem Grünordnungsplan – Bekanntmachung des Änderungs- 
und Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
sowie frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 271 

• Änderung des Bebauungsplanes Nr. 634 B, „Nördlich der Derchinger 
Straße“ im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB); 
 - Öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 2 BauGB - Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 283 

• Änderung des Bebauungsplanes Nr. 634 D, „Westlich der Pöttmeser  
Straße“ im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB); 
 - Öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit 
§ 3 Abs. 2 BauGB –  Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 284 

• Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 296, „Westlich der Gutermannstraße“, 
mit integriertem Grünordnungsplan im beschleunigten Verfahren gemäß  
§ 13a Baugesetzbuch (BauGB); - Bekanntmachung des Aufstellungsbe- 
schlusses gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB - Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 285 

• Aufstellung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 477, „Beiderseits der 
Bahnhofstraße“ im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch 
(BauGB) – Einstellung des Verfahrens -  Amtsblatt Nr. 48 Seite 330 

• Änderung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 401, „Zwischen Viktoria-, 
Prinzregenten-, Burgkmair-, Schrannen- und Halderstraße“ im verein- 
fachten Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB) – Bekannt- 
machung des Änderungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB  
sowie öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung 
mit § 3 Abs. 2 BauGB -  Amtsblatt Nr. 48 Seite 331 

• Erlass der Veränderungssperre Nr. 401-1 zur Änderung des Bebauungs- 
planes (BP) Nr. 401, „Zwischen Viktoria-, Prinzregenten-, Burgkmeiar-, 
Schrannen- und Halderstraße“ – Inkrafttreten -  Amtsblatt Nr. 48 Seite 332 

• Änderung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 401 A, „Zwischen Viktoria-, 
Prinzregenten-, Burgkmair-, Schrannen- und Halderstraße im Bereich 
der Grundstücke Fl.Nr. 4843, 4843/1 und 4843/2 Gemarkung Augsburg 
an der Bahnhofstraße“ im vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Bau- 
gesetzbuch (BauGB) – Bekanntmachung des Änderungsbeschlusses  
gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB sowie öffentliche Auslegung gemäß § 13 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB - Amtsblatt Nr. 48 Seite 333 

• Änderung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 408 A, „Holbein-, Schaezler-, 
Bahnhof- und Burgkmairstraße“ im vereinfachten Verfahren gemäß 
§ 13 Baugesetzbuch (BauGB) – Bekanntmachung des Änderungsbe- 
schlusses gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB sowie öffentliche Auslegung 
gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 3 Abs. 2 BauGB - Amtsblatt Nr. 48 Seite 334 

• Änderung des Bebauungsplanes (BP) Nr. 412 B, „Schrannenstraße“ im 
vereinfachten Verfahren gemäß § 13 Baugesetzbuch (BauGB) – Bekannt- 
machung des Änderungsbeschlusses gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BauGB 
sowie öffentliche Auslegung gemäß § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung 
mit § 3 Abs. 2 BauGB - Amtsblatt Nr. 48 Seite 336 

 
Bewerbungen 

• Augsburger Herbstdult 2016,  Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 19 
• Lechhauser Kirchweih 2016 Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 21 
• Christkindlesmarkt 2016 Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 21 
• Augsburger Plärrer 2017 Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 190 
• Augsburger Frühjahrsdult 2017 Amtsblatt Nr. 47  Seite 323 
• Gögginger Frühlingsfest Amtsblatt Nr. 47  Seite 325 

 
Vollzug des Tiergesundheitsgesetztes (TierGesG) und der Bienen- 
seuchen-Verordnung (Bien-SeuchV); Schutzmaßregeln gegen  
die Varroatose Amtsblatt Nr. 15/16 Seite   104 
 

C 
 
Augsburger Christkindlesmarkt; Herr Oberbürgermeister Dr. Kurt Gribl 
eröffnet den Christkindlesmarkt 2016 Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 288 
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D 
 
Anordnung über ein zeitliches Ausbringungsverbot 
für Düngemittel mit wesentlichen Gehalten an  
verfügbarem Stickstoff, ausgenommen Festmist Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 276 
 

E 
 
Betriebsordnung für die Einäscherungsanlage der Stadt Augsburg Amtsblatt Nr. 10 Seite 63 
 
Einziehungen 

• Teilweise Einziehung der Provinostraße Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 105 
• Teilweise Einziehung des Parkplatzes an der Sportanlage Süd Amtsblatt Nr. 21/22 Seite 137 
• Teilweise Einziehung der Ortsstraße „Kurt-Bösch-Straße“ Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 224 
• Teilweise Einziehung des selbstständigen Gehwegs „Inninger 

Dorfplatz“ (nördlich an den baulich gestalteten Platz  
angrenzender Weg) Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 275 

• Einziehung des selbstständigen Gehwegs „Fußgängerunterführung 
Halderstraße“ (Bereich Vorplatz Hauptbahnhof) Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 275 

• Teilweise Einziehung der Ortsstraße „Kurt-Bösch-Straße“ Amtsblatt Nr. 51 Seite 358 
 

F 
 
Öffentliche Bekanntgabe zur Fernwärmeversorgung  
der Stadtwerke Augsburg Energie GmbH Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 94 
 
Öffentliche Bekanntgabe zur Fernwärmeversorgung  
der Stadtwerke Augsburg Energie GmbH Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 171 
 
Öffentliche Bekanntgabe zur Fernwärmeversorgung  
der Stadtwerke Augsburg Energie GmbH Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 267 
 
Bekanntgabe einer Niederlegung der Teilnehmergemeinschaft Lech- 
hausen III; Verfahren Lechhausen III – Flurneuordnung, Kreisfreie Stadt  
Augsburg; Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen 
Nach § 41 Flurbereinigungsgesetz – FlurbG -, Beteiligung der Öffent- 
lichkeit; Bekanntgabe Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 95 
 
Verfahren Lechhausen III – Flurneuordnung; Kreisfreie Stadt Augsburg; 
Plan über die gemeinschaftlichen und öffentlichen Anlagen nach 
§ 41 Flurbereinigungsgesetz – FlurbG -; Ergebnis der allgemeinen 
Vorprüfung des Einzelfalls gemäß § 3 c des Gesetzes über die  
Umweltverträglichkeit – UVPG-; Bekanntmachung Amtsblatt Nr. 25/26 Seite  158 
 
Verfahren Wulfertshausen – Flurbereinigung Stadt Friedberg, Landkreis 
Aichach-Friedberg; Schlussfeststellung Amtsblatt Nr. 35  Seite 240 
 
Verfahren Stätzling – Flurbereinigung Stadt Friedberg, Landkreis Aichach- 
Friedberg; Schlussfeststellung Amtsblatt Nr. 35  Seite 240 
 
Bekanntmachung einer Auslegung der Teilnehmergemeinschaft Wul- 
fertshausen; Verfahren Wulfertshausen – Flurbereinigung; Stadt Fried- 
berg, Landkreis Aichach-Friedberg; Verwendungsnachweis der Teil- 
nehmergemeinschaft Flurbereinigung Wulfertshausen 
Bekanntmachung Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 124 
 
Vorstellungen auf der Freilichtbühne „Am roten Tor“ Amtsblatt Nr. 24 Seite 153 
 

G 
 
Festsetzung und Entrichtung der Grundsteuer  
für das Kalenderjahr 2017 Amtsblatt Nr.   52 Seite 373 
 
Ortsübliche Bekanntmachung über die Auslegung der Bewilligung 
vom 16.02.2016 für das weitere Zutagefördern von Grundwasser aus 
den Brunnen 120 und 121 im Bereich der Grundstücke Fl.Nr. 5495/35 
und 5495/33 der Gemarkung Augsburg durch die Stadtwerke Augsburg  
Wasser GmbH  Amtsblatt Nr. 8  Seite 50 
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H 
 
Neugestaltung der Vorplätze und des Umfelds des Hauptbahnhofs; Überar- 
beitung der prämierten Wettbewerbsbeiträge für den Vorplatz West (Preis- 
gruppe West); Beiteiligung der Öffentlichkeit Amtsblatt Nr. 1/2 Seite 5 
 

I 
 
Vollzug des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) i. V. m.  
der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV)  
Anhang 1 Nr. 9.3.2 V, und des Gesetzes über die Umweltverträglich- 
keitsprüfung (UVPG) Anhang 1 Nr. 9.3.3 Spalte 2 Amtsblatt Nr. 21/22 Seite  135 
 

J 
 
Jahresabschluss zum 31.12.2012 der Stadtentwässerung Augsburg Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 213 
Jahresabschluss zum 31.12.2013 der Stadtentwässerung Augsburg Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 214 
 
Jahresabschluss zum 31.12.2012 des aws Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 232 
Jahresabschluss zum 31.12.2013 des aws Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 233 
 
Vollzug des Jagdrechts 

• Schonzeitverkürzung für männliche Wildschweine ab dem 3. Lebensjahr 
(Keiler) im Stadtgebiet Augsburg Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 88 

 

K 
 
Vormerkzeiten in den Städtischen Kindertagesstätten Amtsblatt Nr. 47 Seite 322 
 
Vollzug des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) und der Altfahrzeug- 
verordnung (AltfahrzeugV) Amtsblatt Nr. 24 Seite 150 
 
Vermietung von Räumen an Kfz-Kennzeichen-Hersteller Amtsblatt Nr. 13/14 Seite  89 
 
Kommunalunternehmen Klinikum Augsburg Anstalt des 
öffentlichen Rechts, Augsburg: Bekanntmachung nach der  
Verordnung über Kommunalunternehmen (KUV); § 27 Aufstellung, 
Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes des Geschäftsjahres 2015 Amtsblatt Nr. 27/28 Seite 172 
 

L 
 
Verfahren Inningen 6 – Freiwilliger Landtausch; Kreisfreie Stadt  
Augsburg; Bekanntmachungen Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 158 
 

 
M 

 
Widerspruchsmöglichkeit bei der Weitergabe von Meldedaten Amtsblatt Nr.  11/12 Seite 71 
Widerspruchsmöglichkeit bei der Weitergabe von Meldedaten Amtsblatt Nr.   33/34 Seite 232 
 

N 
 
Öffentliche Auslegung des Natura-2000-Managementplans für das  
Gebiet 7431-301 „Lechauen nördlich Augsburg“ Amtsblatt Nr. 9 Seite 54 
 

O 
 
Öffentliche Bekanntmachung der Onlineversteigerung von Handy  
ab 13.10.2016 Amtsblatt Nr. 36 Seite 250 
 

P 
 
Öffentliche Bekanntmachung Planfeststellung 

• Planfeststellung für das Bauvorhaben: „Neubau der Bahnsteige A – E, 
Umbau der südlichen Personenunterführung und Rückbau der Rampen 
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des Posttunnels im Bahnhof Augsburg Hbf“, Bahn-km 0,299 der 
Strecke 5304 Augsburg – Buchloe in der Stadt Augsburg Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 273 

• Bekanntmachung über die Auslegung der Planunterlagen im Plan- 
feststellungsverfahren „Wertach vital II – Hochwasserschutz und 
Gewässerentwicklung an der Wertach in Augsburg, 4. Realisierungs- 
abschnitt, Abschnitt Ackermannwehr bis B 17“ Amtsblatt Nr. 41/42 Seite  272 

 
Gesamtbericht nach Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 1370/2007 über den  
öffentlichen Personenverkehr in Augsburg im Jahr 2015 Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 300 
 

Q 
 

R 
 
Ablauf der Ruhefristen an Reihengräbern  
in den Friedhöfen der Stadt Augsburg Amtsblatt Nr. 48 Seite 338 
 
Bekanntmachung, Eröffnung Zweite Radlstation Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 114 
 
Benutzungsordnung für das Rathaus der Stadt Augsburg Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 263 
 

S 
 
Satzungen / Änderungen 

• Satzungsänderung; Öffentliche Bekanntmachung der BKK Stadt  
Augsburg (gemäß §22) Amtsblatt Nr. 1/2 Seite 6 

• Satzung zur Aufhebung der Satzung über die Bildung von Klassen an der 
städtischen Berufsoberschule Augsburg, Ausbildungsrichtung Technik Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 12 

• Satzung zur Änderung der Satzung über die Straßenreinigung der Stadt 
Augsburg Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 12 

• Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Straßenreinigungs- 
gebühr in der Stadt Augsburg (Straßenreinigungsgebührensatzung) Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 13 

• Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfall- 
entsorgung in der Stadt Augsburg (Abfallwirtschaftsgebührensatzung) Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 13 

• Haushaltssatzung des Zweckverbandes für Rettungsdienst und Feuerwehr- 
alarmierung Augsburg für das Haushaltsjahr 2016 vom 11.12.2015 Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 14 

• Gebührensatzung für die Sing- und Musikschule Mozartstadt Augsburg Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 26 
• Haushaltssatzung für die von der Stadt Augsburg verwalteten rechts- 

fähigen Stiftungen für das Jahr 2016 Amtsblatt Nr. 8 Seite 48 
• Satzung zur Änderung der Friedhofssatzung Amtsblatt Nr. 10 Seite 62 
• Anlage zur Friedhofsgebühren- und Kostensatzung der Stadt Augsburg 

(Gebühren- und Kostenverzeichnis Amtsblatt Nr. 10 Seite 62 
• Änderung der Entgeltliste für das städtische Krematorium Amtsblatt Nr. 10 Seite 63 
• Förmliche Festlegung des Sanierungsgebietes Oberhausen Nr. 11, 

„Rechts der Wertach“ – Inkrafttreten - Amtsblatt Nr. 10 Seite 66 
• Satzung über die Festsetzung der Realsteuerhebesätze der Stadt Augs- 

burg (Hebesatzsatzung) Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 83 
• Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren 

für Märkte in der Stadt Augsburg (Marktgebührensatzung) Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 83 
• Stellplatzsatzung – (StPlS) mit 2 Anlagen Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 97 
• Satzung über die Erhebung von Gebühren an der Berufsfachschule für  Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 157 

Kinderpflege der Stadt Augsburg 
• Satzung über die Benützung Stadteigener Gewässer Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 194 
• Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Benützung Stadteigener 

Gewässer (Wasserschutzgebührensatzung – WBGS) Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 195 
• Satzung über die Benutzung der Deponie Augsburg-Nord  

(Benutzungsordnung) Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 196 
• Satzung für die Kindertageseinrichtungen der Stadt Augsburg (Kinder- 

tageseinrichtungssatzung – KITAS) Amtsblatt Nr. 31/32 Seite 199 
• Satzung zur Änderung der Gebührensatzung für die Kindertageseinrichtungen der 

Stadt Augsburg (Kindertageseinrichtungsgebührensatzung – KitaGebS) Amtsblatt Nr. 31/32  Seite  204 
• Satzung des Integrationsbeirats Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 221 
• Bekanntmachung der Haushaltssatzung der Stadt Augsburg für das  

Haushaltsjahr 2016 Amtsblatt Nr. 35 Seite 236 
• Satzungsänderung – Öffentliche Bekanntmachung – der BKK Stadt 

Augsburg (gemäß §22) Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 296 
• Erneute, berichtigte Veröffentlichung der Satzung des Integrations- 

beirats Amtsblatt Nr. 47 Seite 317 
• Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren 

für die Abfallentsorgung in der Stadt Augsburg (Abfallwirtschafts- 
gebührensatzung) Amtsblatt Nr. 47 Seite 320 
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• Satzung für die Sing- und Musikschule Mozartstadt Augsburg 
vom 10.11.2016 Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 341 

• Gebührensatzung für die Sing- und Musikschule Mozartstadt 
Augsburg vom 10.11.2016 Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 344 

• Anlage zur Gebührensatzung der Sing- und Musikschulde Mozart- 
stadt Augsburg vom 10.11.2016 Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 346 

• Satzung zur Durchführung einer repräsentativen Befragung zur Er- 
stellung eines qualifizierten Mietspiegels sowie eines grundsicherungs- 
relevanten Mietspiegels für Empfänger von Leistungen nach dem  
SGB II und dem SGB XII für die Stadt Augsburg Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 347 

• Satzung zur 1. Änderung der Satzung der Stadt Augsburg für das  
Stadtvermessungsamt vom 13. Dezember 2016 Amtsblatt Nr. 51 Seite 353 

• Satzung zur 8. Änderung der Gebührensatzung für das Geodatenamt  
der Stadt Augsburg vom 13. Dezember 2016 Amtsblatt Nr. 51 Seite 353 

• Bekanntmachung der 1. Nachtragshaushaltssatzung der  
Stadt Augsburg für das Haushaltsjahr 2016 Amtsblatt Nr. 51 Seite 356 

• 1. Nachtragshaushaltssatzung der Stadt Augsburg für das  
Haushaltsjahr 2016 Amtsblatt Nr. 51 Seite 357 

 
Aufgebot von Sparkassenbüchern 

• Nr. 3408329328 Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 81 
• Nr. 3409660689 Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 95 
• Nr. 341539971 Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 95 

 
Kraftloserklärung von Sparkassenbüchern 

• Nr. 3404009445 Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 33 
• Nr. 3408329328 Amtsblatt Nr. 24 Seite 154 
• Nr. 3409660689 Amtsblatt Nr. 27/28 Seite 180 
• Nr. 3415399751 Amtsblatt Nr.  27/28 Seite 180 
• Nr. 3407491954 Amtsblatt Nr.  37/38 Seite 260 

 

Sch 
 
Bekanntmachung über die Schulanmeldung 2016  
in der Stadt Augsburg Amtsblatt Nr. 8 Seite 51 
 

St 
 
Geschäftsordnung der städtischen Kollegien (GeschO) 
Anlage 1 zur Geschäftsordnung 2017; Anlage 2 zur Geschäfts- 
ordnung 2017  Amtsblatt Nr. 52  Seite 375 
 
Straßenbenennungen 

• Stefan-Höpfinger-Weg Amtsblatt Nr. 7 Seite 40 
• Albert-Schenavsky-Straße Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 287 

 
Mitteilung über die Durchführung von Standfestigkeitskontrollen der 
Grabmale auf den städtischen Friedhöfen Amtsblatt Nr. 13/14 Seite 89 
 
Studienbeihilfen 

• aus Stiftungsmitteln  Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 170 
 

T 
 

U 
Teilumlegungsplan für die Umlegung „Innovationspark Augsburg“; 
Öffentliche Bekanntmachung des Umlegungsbeschlusses der 
Stadt Augsburg gemäß § 69 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 272 
 
Öffentliche Bekanntmachung des Umlegungsausschusses der Stadt 
Augsburg gemäß § 69 Abs. 1 und gemäß § 71 Abs. 1 des  
Baugesetzbuches Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 286 
 
Ortsübliche Bekanntmachung über die allgemeine Vorprüfung des  
Einzelfalles zur Feststellung einer Pflicht zur Umweltverträglichkeits- 
prüfung für die beantragte Errichtung einer Fischaufstiegsanlage am 
Hochablass  Amtsblatt Nr. 24  Seite 154 
 

Vollzug des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
(UVGP)  Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 157 
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Vollzug des Tiergesundheitsgesetzes (TierGesG), der Viehver- 
kehrsverordnung (ViehVerkV) und der Verordnung zum Schutz  
gegen die Geflügelpest (Geflügelpest-Verodnung): Maßnahmen 
zum Schutz gegen die Geflügelpest Amtsblatt Nr. 47  Seite 321 
 

V 
 
Anzeige freier Verkaufsplatz auf dem Stadtmarkt Amtsblatt Nr. 10  Seite 69 
 
Anzeige freier Verkaufsplatz auf dem Stadtmarkt Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 254 
 
Verkehrsbeschränkungen 

• anlässlich des Gögginger Frühlingsfestes Amtsblatt Nr. 8 Seite 49 
• anlässlich des Frühjahrsplärrers 2016 Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 72 
• anlässlich des Street-Food-Marktes Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 113 
• anlässlich des 5. Augsburger Firmenlaufes am 12.05.2016 Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 122 
• anlässlich der Präsentation des Hamburger Fischmarktes und des Kultur- 

festivals „Shenlik“ jeweils vom 05.05.2016 – 08.05.2016 Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 122 
• anlässlich der Fronleichnamsprozessionen 2016 Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 133 
• anlässlich des Gastspiels des Circus Flic Flac vom 02.06.2016 –  

12.06.2016 auf dem Plärrergelände Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 133 
• anlässlich des 15. Augsburger Stadtlaufes am 05.06.2016 Amtsblatt Nr. 21/22 Seite 141 
• anlässlich Veranstaltungen auf der Olympiastrecke am Eiskanal 

vom 02.07.2016 – 03.07.2016 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 169 
• anlässlich des Wertachbrucker-Thor-Festes 2016 Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 191 
• anlässlich des Herbstplärrers 2016 Amtsblatt Nr. 33/34 Seite 230 
• anlässlich des Street-Food-Marktes Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 253 
• Lechhauser Kirchweih mit verkaufsoffenem Marktsonntag Amtsblatt Nr. 39/40 Seite 267 
• Verkehrsbeschränkungen an Allerheiligen im Bereich der 

Augsburger Friedhöfe Amtsblatt Nr. 41/42 Seite  280 
• Verkehrsbeschränkung am Volkstrauertag „An der Blauen Kappe“ Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 289 
• Verkehrsbeschränkungen anlässlich des Christkindlesmarktes 2016 Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 298 

 
Verlust eines Parkschildes für Ärzte 

• Nr. 000531 Amtsblatt Nr. 5/6 Seite 34 
• Nr. 000593 Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 79 

 
Verlust des Parkausweises für eine/n Schwerbehinderte/n 

• Nr. 716/2171 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 157 
• Nr. 88 Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 158 
• Nr. 565 Amtsblatt Nr. 43/44 Seite 293 
• Nr. 7 Amtsblatt Nr. 49/50 Seite 351 

 
Verordnungen/Änderung von Verordnungen 

• Verordnung zur Änderung der Verordnung der Stadt Augsburg über  
Veranstaltungen im Fußballstadion an der Bürgermeister-Ulrich-Straße  
vom 14.01.2016 Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 15 

• Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen am Sonntag, den 
03.04.2016 am Anlass der Georgi-Dult vom 11.01.2016 Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 15 

• Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen am Sonntag,  
25.09.2016 aus Anlass des Turamichele-Festes vom 11.01.2016 Amtsblatt Nr. 3/4 Seite 16 

• Verordnung der Stadt Augsburg über Menschenansammlungen im 
Zuge der Augsburger Sommernächte, das Innenstadtfest im Jahr 2016  
und in Folge der Europameisterschaft 2016 Amtsblatt Nr. 23 Seite 144 

• Offenhalten von Verkaufsstellen im Innenstadtbereich der Stadt 
Augsburg; Veröffentlichung der Entscheidungen der Regierung von 
Schwaben vom 28. September 2015 Amtsblatt Nr. 45/46 Seite 298 

 
Versammlungen 

• Bekanntmachung der 20. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
versammlung des Zweckverbandes Güterverkehrszentrum  
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 1/2a Seite 9 

• Versammlung der Augsburger Bürgerinnen und Bürger mit Behinderung Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 71 
• Bekanntmachung der 61. öffentlichen Sitzung der Verbands- 

versammlung des Planungsverbandes Güterverkehrszentrum  
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 79 

• Bekanntmachung der 21. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
versammlung des Zweckverbandes Güterverkehrszentrum  
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 11/12 Seite 80 

• Verbandsversammlung des Zweckverbandes für Rettungsdienst und 
Feuerwehralarmierung Augsburg am 13.05.2016 um 13:00 Uhr im 
großen Sitzungssaal im Augsburger Rathaus Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 123 
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• Bekanntmachung der 22. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
versammlung des Zweckverbandes Güterverkehrszentrum  
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 123 

• Bekanntmachung der 62. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
versammlung des Planungsverbandes Güterverkehrszentrum  
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 123 

• Bekanntmachung der 62. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
Versammlung des Planungsverbandes Güterverkehrszentrum 
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 170 

• Bekanntmachung der 22. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
versammlung des Zweckverbandes Güterverkehrszentrum 
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 25/26 Seite 170 

• Bekanntmachung der 63. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
versammlung des Planungsverbandes Güterverkehrszentrum 
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 260 

• Bekanntmachung der 23. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
versammlung des Zweckverbandes Güterverkehrszentrum 
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 37/38 Seite 260 

• Bekanntmachung der 64. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
versammlung des Planungsverbandes Güterverkehrszentrum 
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 47 Seite 326 

• Bekanntmachung der 24. öffentlichen Sitzung der Verbands- 
versammlung des Zweckverbandes Güterverkehrszentrum  
Raum Augsburg Amtsblatt Nr. 47 Seite 327 

 
Versteigerung von Fahrrädern und Fundsachen 
Seite 49, 147, 251,  
 
Versteigerung von Pfandgegenständen 
Seite 49, 142, 250, 298 
 
Vertretungsberechtigte des Betriebes der Stadt Augsburg „Theater 
Augsburg“ Amtsblatt Nr. 27/28 Seite 182 
 
Vorfahrtsänderung in der Radaustraße  Amtsblatt Nr.  1/2 Seite  9 
 

W 
 
Wahlen 

• Bekanntmachung der BKK Stadt Augsburg zur Durchführung der  
Sozialversicherungswahlen 2017 Amtsblatt Nr.  35  Seite 239 

• Bekanntmachung der BKK Stadt Augsburg zur Durchführung der 
Sozialversicherungswahlen 2017 Amtsblatt Nr.  47  Seite 323 

 
Unerwartete Wasserschwankungen im Lech  
durch Hochwasserschutzmaßnahmen Amtsblatt Nr. 23 Seite 146 

 
Ortsübliche Bekanntmachung über die Auslegung der wasserrecht- 
lichen Bewilligung vom 08.07.2016 für den Betrieb der Wasserkraft- 
anlage T 83 im Senkelbach Amtsblatt Nr. 29/30 Seite 184 
 
 
 
Ortsübliche Bekanntmachung über die Auslegung der gehobenen  
wasserrechtlichen Erlaubnis vom 26.04.2016 für das Einleiten von  
Mischwasser in den Lech und die lechseitigen Kanäle (Stadtbach,  
Stadtgraben) durch die Stadtentwässerung Augsburg und den Ab- 
wasserverband Wirtschaftsraum Augsburg-Ost Amtsblatt Nr. 17/18 Seite 124 
 
Ortsübliche Bekanntmachung über die Auslegung der gehobenen 
wasserrechtlichen Erlaubnis vom 03.05.2016 für das Einleiten von  
Mischwasser aus der Mischwasserbehandlungsanlage „KRB026“ in 
Augsburg an der Hessenbachstraße in die Wertach durch die Stadt 
Augsburg, Stadtentwässerung Augsburg Amtsblatt Nr. 19/20 Seite 130 
 
Ortsübliche Bekanntmachung über die Auslegung der Planunterla- 
gen im wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren „Trinkwasserbrun- 
nen 712“ Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 107 
 
Ortsübliche Bekanntmachung über die Auslegung der Planunterla- 
gen im wasserrechtlichen Bewilligungsverfahren „Stauziehlerhöhung 
an der Wasserkraftanlage T 3 a am Lochbach um 5,1 cm“ Amtsblatt Nr. 37/38 Seite   253 
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Widmungen / Widmungsbeschränkungen 

• Widmung von Straßen und Wegen Amtsblatt Nr. 6 Seite 31 
• Widmung von Straßen und Wegen Amtsblatt Nr. 15/16 Seite 105 
• Widmung von Straßen und Wegen Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 274 
• Änderung von Widmungsbeschränkungen für den öffentlichen 

Feldweg „Feldweg von der Illerstraße zur Stadtgrenze nach 
Friedberg“ Amtsblatt Nr. 41/42 Seite 274 
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